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Vorwort 

Liebe NaturFreundinnen und NaturFreunde, 

der 32. Bundeskongress der NaturFreunde Deutschlands vom 25. bis 27. April 2025 in Kaiserslautern hatte 
die Aufgabe, dem Verband mehr Klarheit zu bringen in einer Zeit, in der immer mehr Gewissheiten abhan-
den zu kommen scheinen. Gewissheiten, die geprägt waren von der zweigeteilten Welt und einem Fort-
schrittsverständnis, welches vor allem von europäischen Ideen bestimmt wurde. Aber es ist auch eine Zeit, 
in der uns die programmatische Entleerung der Debatten und der Verlust des demokratischen Diskurses 
schwer zu schaffen machen. 

Viele Fragen werden wieder gestellt: Gilt die Stärke des Rechts oder das Recht des Stärkeren? Ist Frieden 
noch eines unserer wichtigsten Ziele oder wird Krieg wieder ein akzeptables Mittel der Politik? Muss ausge-
rechnet zu einem Zeitpunkt, da die Erschöpfung der planetaren Ressourcen in Form von Extremwetter spürbar 
wird, der Schutz unserer natürlichen Lebensgrundlagen hinter ökonomischen Einzelinteressen zurückstehen? 
Ist es vertretbar, dass fünf Prozent des Bruttoinlandsproduktes für das Militär ausgegeben werden sollen, was 
so viel ist wie die jährlichen Ausgaben für die Modernisierung und Zukunftsfähigkeit unseres Landes? Ist 
soziale Gerechtigkeit auf einmal etwas, was wir uns sparen können?  

Der Bundeskongress brachte in den inhaltlichen Fragen das erhoffte starke Signal der Einigkeit gegen einen 
rückwärtsgewandten Zeitgeist, gegen Rassismus, gegen Demokratiefeindlichkeit und für eine nachhaltige und 
soziale Politik, die allen Menschen eine gute Zukunft ermöglicht. Das hat uns erfreut und erleichtert. 

Wir möchten an dieser Stelle auch für die großartige Hilfsbereitschaft der Genoss*innen der Ortsgruppe Kai-
serslautern danken, die unseren Kongress bereichert haben. Auch der freundliche Empfang, den uns der 
Landesverband Rheinland-Pfalz sowie der rheinland-pfälzische Ministerpräsident und NaturFreund Alexan-
der Schweitzer bereitet haben, bleibt uns in lebendiger Erinnerung. Und wir danken natürlich den Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern der Bundesgeschäftsstelle, die für den reibungslosen und erfolgreichen Ablauf des 
Kongresses gesorgt haben. 

Es gab aber auch anstrengende Debatten, insbesondere zum Thema Frieden. Die sind nötig, um angesichts 
aktueller Kriege und Kriegsverbrechen zu einer klaren Haltung im Einklang mit unserer Tradition zu kommen. 
Deshalb scheuen wir sie ganz bestimmt nicht. 

Als Ergebnis haben wir jedenfalls ein ansehnliches Paket von Beschlüssen, das wir euch hiermit präsentie-
ren. Wir haben außerdem einen schlagkräftigen neuen Bundesvorstand und eine bemerkenswerte innerver-
bandliche Geschlossenheit und Solidarität. All dies werden wir in den kommenden drei Jahren brauchen, die 
an Herausforderungen sicherlich nicht ärmer werden. 

Auf gutes Gelingen und Berg frei! 

Michael Müller Maritta Strasser
Bundesvorsitzender Bundesgeschäftsführerin
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1. Themenbereich: Unsere Zeitenwende 

Frieden verlangt den Mut zur Mündigkeit: Das Wichtigste in der  
zusammengewachsenen Welt sind Frieden und der Wille zur Zusammenarbeit 

A. Die Geschichte der NaturFreunde ist auch eine 
Geschichte des Einsatzes für den Frieden. Heute sind 
wir erneut gefordert. Der russische Angriffskrieg auf 
die Ukraine ist zum Katalysator für einen Weltord-
nungskrieg, globale Aufrüstung und die Blockade 
einer gemeinsamen Friedens- und Weltinnenpolitik 
geworden. Im Nahen Osten kann eine ganze Region 
in Flammen gesetzt werden mit furchtbaren Folgen 
für die Welt. Terror und Gewalt schaukeln sich ge-
genseitig hoch und treffen vor allem Kinder, alte 
Menschen und finanziell schwache Gruppen. 

In beiden Regionen muss es schnell und dauerhaft 
zu gerechten Waffenstillständen und Friedensver-
handlungen kommen. Und nicht nur dort. Weltweit 
werden derzeit 21 Kriege und zahlreiche militärische 
Auseinandersetzungen geführt. Die Forderung „Nie 
wieder Krieg!“, die Käthe Kollwitz im Auftrag der so-
zialistischen Jugend 1918 auf ein Plakat zeichnete, ist 
auch nach den großen Katastrophen des letzten Jahr-
hunderts immer noch unerfüllt. 

B. Aus Sicht der NaturFreunde ist die Entspannungs-
politik nicht überholt, aber sie muss weiterentwi-
ckelt werden. Das erfordert eine mutige Politik und 
mündige Staatsbürger*innen. Aufklärung ist auch 
heute der Ausgang des Menschen aus seiner Unmün-
digkeit. Oder – wie es aktuell heißen muss – aus der 
Falle der Kriege und ihrer Eskalation. Haben wir also 
im Sinne von Immanuel Kant den Mut, uns des eige-
nen Verstandes ohne die Leitung eines anderen zu 
bedienen? Das ist der Mut zur Mündigkeit, den wir 
brauchen, um zu einem kritischen Selbstdenken fähig 
zu sein. 

Kant hat in seinem Spätwerk Zum ewigen Frieden 
seine Moralphilosophie, den kategorischen Imperativ, 
in der Form eines Friedensvertrages konkretisiert. 
Der Frieden war für ihn eine kosmopolitische Idee, 
untergeordnet einem allgemeingültigen Rechtssystem: 
„Das Recht der Menschen muss heilig gehalten wer-
den, der herrschenden Gewalt mag es auch noch so 
große Aufopferung kosten.“ Die Ideen des Völkerrechts 
und die Charta der Vereinten Nationen wurden we-
sentlich von dieser Schrift beeinflusst. 

Die sechs Präliminarartikel von Kant sind noch im-
mer aktuell. Sie sollten aufgegriffen und um soziale 
und ökologische Ziele erweitert werden. Sie waren 
die Grundlage für das liberale System des Westens 
und können durch ihre globale Ausrichtung auf die 
kritische Vernunft heute zum Friedensvertrag für die 
zusammengewachsene Welt werden. Dafür brauchen 
wir eine starke Friedensbewegung, die sich nicht 
Stimmungen anpasst, sondern der zunehmenden 
Militarisierung der Außenpolitik eine klare Absage 
erteilt. 

Dabei lassen wir uns von folgenden Erkenntnissen 
leiten: 

C. Seit drei Jahren findet der Krieg in der Ukraine 
bereits statt, er droht zu einem Krieg bis zur Erschöp-
fung zu werden. Krieg bedeutet Tod, Verstümmelung, 
Elend, Flucht und die Zerstörung von Infrastruktur 
und Wohngebieten. Er zeigt erneut die grausame 
Wirklichkeit von Kriegen. Krieg bedeutet Aufrüstung 
und milliardenschwere Geschäfte für die Rüstungs-
industrie. Krieg trifft in erster Linie die finanziell 
schwachen Schichten. Krieg bedeutet immer auch 
die Gefahr der Ausweitung und Eskalation, denn 
Krieg kennt keine Grenze in sich. Er braucht poli-
tisch-diplomatische Lösungen statt immer mehr Auf-
rüstung. 

Der Krieg hat eine komplexe und komplizierte Vor-
geschichte, die nicht verdrängt werden darf und 
auch die Frage nach der „Selbstbehauptung Euro-
pas“ stellt. Nicht die NATO darf die Politik der EU-
Staaten bestimmen, sondern umgekehrt müssen die 
gewählten Regierungen und Parlamente vorgeben, 
was die Aufgabe der NATO ist. Zentrales Ziel muss 
die Gemeinsame Sicherheit sein, so wie sie in der 
KSZE-Schlussakte und der Charta von Paris für ein 
neues Europa vorgegeben sind. 

D. Nichts rechtfertigt Kriege. Wir sagen Nein zum 
Krieg und fordern einen Waffenstillstand und Frie-
densverhandlungen. Der Ukraine-Krieg wird sonst 
immer stärker zum Katalysator für einen Weltord-
nungskrieg mit unüberschaubaren Auswirkungen: 
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1. Der Krieg ist ein Anschlag auf menschliches Le-
ben. Es gibt keine größere Tragödie als die Er-
mordung von Menschen und keine größere Un-
gerechtigkeit als das Töten von Kindern. In diesem 
Krieg sterben nicht nur Soldat*innen auf beiden 
Seiten, die überwiegend aus einfachen Verhält-
nissen stammen, sondern auch viele unschul-
dige Zivilist*innen.  

2. Aus dem Krieg ist ein blutiger Stellungskrieg ge-
worden, der stark an die Schlachten des Ersten 
Weltkriegs erinnern. Die Gefahr wächst, dass 
eine ganze Generation ausblutet. 

3. Der Krieg hat eine innere Eskalationsdynamik. Die 
Gefahr wächst, dass nicht nur immer schwerere 
Waffensysteme eingesetzt werden, sondern auch 
die NATO in den Krieg hineinrutscht. Der Einsatz 
geht bereits über die Ukraine hinaus. Der Krieg 
kann zu einem großen Krieg in Europa werden. 

4. Der Krieg hat zu einem Ende des militärischen 
Kontroll- und Rüstungsbegrenzungsregime ge-
führt, das nach der Kuba-Krise von 1962 entstan-
den ist. Besonders folgenreich für Europa ist die 
Aufkündigung des INF-Vertrages von 1987, der 
zur Verschrottung der landgestützten Mittelstre-
ckenraketen zwischen 500 und 5.500 Kilome-
tern Reichweite geführt hat. 

5. Die NATO hat sich – begründet mit dem Ukraine-
Krieg – weitreichend neu aufgestellt. Die Aufrüs-
tung nimmt zu und soll deutlich über einen An-
teil von zwei Prozent am Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) hinausgehen. Aus dem Nordatlantischen 
Verteidigungspakt soll mit dem Konzept NATO 
2030 eine globale Armee werden, die neben 
Russland vor allem China als Hauptgegner sieht. 

6. Derzeit verfügen neun Staaten über insgesamt 
12.512 Atomwaffen. Russland und die USA verfü-
gen über mehr als 90 Prozent davon. Beide Staa-
ten modernisieren ihre Arsenale und weitere 
Staaten versuchen Atombomben zu bauen. 

7. Die zusammengewachsene Welt braucht mehr 
denn je Kooperation und ein gemeinsames Vor-
gehen. Andernfalls sind die großen globalen 
Herausforderungen, zu denen insbesondere die 
Klimakrise gehört, nicht zu bewältigen. Notwen-
dig ist eine Weltinnenpolitik. 

8. Der Mensch ist im Anthropozän zum stärksten 
Treiber der Naturprozesse geworden. Doch die 
Natur „schlägt zurück“, Klimakriege werden 
denkbar. Die Gefahr wächst, dass die Selbstzer-
störung möglich wird. Würden die zwei Prozent 
BIP nicht für Rüstung, sondern für den Klima-
schutz verwendet, könnte die Erderwärmung 
unter zwei Grad Celsius begrenzt werden. 

9. Die EU verzeichnet einen deutlichen Einflussver-
lust. Die USA diktieren wichtige Entscheidungen. 
Sie haben ihre Macht auf dem alten Kontinent 
gesteigert. Die liberale Demokratie wurde ge-
schwächt. 

10. Das Kräfteverhältnis auf der Welt verändert sich 
stark. Die BRICS-Staaten spielen eine immer 
stärkere Rolle. China verbreitet mit dem Projekt 
der Seidenstraßen sein Entwicklungsmodell. 
Der Globale Süden entwickelt ein neues Selbst-
bewusstsein. 

E. Die wichtigste Aufgabe ist es, Wege zu finden, um 
die Kriege zu beenden. Gemeinsame Sicherheit – 
heute erst recht! Vor allem in der Ukraine und im 
Nahen Osten. In Europa sollte eine Konferenz im 
KSZE-Format, die sich an der Charta von Paris orien-
tiert, Vorschläge für eine dauerhafte gesamteuropäi-
sche Sicherheitsordnung aushandeln.  

Für Israel und Palästina muss die Zwei-Staaten-Lösung 
von Camp David wieder aufgegriffen werden, um zu 
einer neuen Stabilität und Sicherheit zu kommen. 

F. Eine neue Friedens- und Entspannungspolitik 
muss an den Empfehlungen der drei Reports der Un-
abhängigen UN-Kommissionen der 1980er-Jahre an-
schließen. Dazu zählen der Nord-Süd-Report, das 
Konzept der Gemeinsamen Sicherheit und die Leit-
idee der Nachhaltigkeit. Sie müssen als Einheit gese-
hen werden. Nord-Süd-Solidarität ist nicht ohne ge-
meinsame Sicherheit zu erreichen. Und gemeinsame 
Sicherheit nicht ohne Nachhaltigkeit. Und Nachhal-
tigkeit nicht ohne Nord-Süd-Solidarität. Das sind die 
entscheidenden Grundlagen für eine Weltinnenpolitik. 

Doch statt diese Programmatik aufzugreifen, hat sich 
im politischen und öffentlichen Mainstream der letz-
ten Jahre eine Ausrichtung auf Aufrüstung, militäri-
sche Einsätze und Militarisierung der Außenpolitik 
unter der Dominanz der NATO durchgesetzt. Bei-
spielhaft steht dafür das Papier Neue Macht – neue 
Verantwortung aus dem Jahr 2013, erstellt unter der 
Führung der Stiftung Wissenschaft und Politik und 
des German Marshall Fund of the United States. 

Die NaturFreunde Deutschlands bleiben mitbestim-
mender und kritischer Teil der Friedensbewegung in 
Deutschland. Angesichts der immer stärkeren Rechts-
entwicklung und der Wirkmächtigkeit national-auto-
kratischer Politik initiiert der Bundesvorstand inner-
verbandlich mit geeigneten Formaten einen Verstän-
digungs- und Diskussionsprozess über die Rolle der 
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Friedensbewegung und den aktiven Beitrag der Natur-
Freunde. 

Die NaturFreunde Deutschlands werden ihre Bil-
dungsarbeit zu diesem Thema und den sozialen Aus-
wirkungen der Aufrüstung intensivieren. 

Die NaturFreunde werden in regelmäßigen Zeitab-
ständen als gemeinsames Projekt Friedenswande-
rungen organisieren. 

ANHANG  
Zur weiteren innerverbandlichen 
Diskussion zum Thema Frieden und Wille 
zur Zusammenarbeit beschließt der 
Bundeskongress: 

Die Komplexität der heutigen Welt spiegelt sich auch 
in den Diskussionen der NaturFreunde wider. Die 
Widersprüche, die wir heute auch in der Mitglied-
schaft der NaturFreunde wiederfinden, müssen wir 
als NaturFreunde aushalten. Den Pluralismus verste-
hen wir als demokratische Stärke. Unser Ziel ist den-
noch ein gemeinsames, das unsere Arbeit vor Ort 
und auf der politischen Ebene bestimmt. 

Der Grundsatz, dass Frieden nicht nur die Abwesen-
heit von Krieg ist, steht für die NaturFreunde im Mit-
telpunkt ihres Handelns. Der Platz der NaturFreunde 
ist auch weiterhin stets an der Seite der Betroffenen 
von Krieg. Unsere Antwort auf Krieg und Krise sind 
Diplomatie und Solidarität. 

Konkret heißt das für uns: 
• Die NaturFreunde unterstützen das Recht auf 

Kriegsdienstverweigerung. 
• Die NaturFreunde leisten aktiv und konkret Hilfe 

für Menschen auf der Flucht. 
• Die NaturFreunde setzen sich für Verhandlungen 

zur Lösung von Konflikten ein. Wir wollen zivile 
Mechanismen zur Konfliktbewältigung etablieren. 

• Die NaturFreunde stehen hinter dem Völker-
recht und dem Recht auf Selbstverteidigung. 

• Die NaturFreunde fordern die Diskussion über 
eine neue europäische Sicherheitsarchitektur. 

• Die NaturFreunde sind als Teil der Internationa-
len Arbeiter*innenbewegung weiterhin ein Teil 
der Friedensbewegung mit klarer Position gegen 
Aufrüstung. 

• Die Vereinnahmung der Friedensfrage durch 
rechte und verschwörungstheoretische Gruppen 
lehnen die NaturFreunde deutlich ab. 

• Die NaturFreunde beteiligen sich weiterhin mit 
Frieden in Bewegung am friedenspolitischen Dis-
kurs. 

• Die NaturFreunde stehen auf der Seite der Inter-
nationalen Solidarität und im deutlichen Wider-
spruch zum Erstarken des Autoritarismus und 
Nationalismus. 

• Die NaturFreunde erkennen an, dass soziale Un-
gleichheit und Umweltzerstörung weltweit Kriege 
befördern. 

Wir werden allen Gliederungen unterschiedliche 
Formate anbieten, um auch die noch bestehenden 
Widersprüche gemeinsam solidarisch zu bearbeiten. 

■■■ 

NaturFreunde bringen Frieden in Bewegung 

Frieden in Bewegung – die große NaturFreunde-
Wanderung für Frieden und Abrüstung – wird 2025 
zum dritten Mal stattfinden. Sie beginnt am 3. Mai 
als grenzüberschreitende Wanderung mit paralleler 
Radtour im niederländischen Den Haag und endet 
am 22. Mai in Bremen. Neben der Wanderung gibt 
es ein breites Programm mit Kundgebungen und 
Empfängen bei Bürgermeister*innen, das auf 
www.frieden-in-bewegung.de ausgeschrieben wird. 

Unterstützt die Friedenswanderung! 
Der Bundeskongress ruft alle NaturFreund*innen 
dazu auf, Frieden in Bewegung 2025 aktiv zu unter-
stützen. Die Friedenswanderung steht für die zent- 

rale Botschaft des Friedens, der Gerechtigkeit und 
der internationalen Solidarität – Werte, die tief in 
den Grundsätzen der NaturFreunde verwurzelt sind. 

Die Route führt zu Orten des Friedens. 
Die Route von Frieden in Bewegung 2025 verbindet 
zentrale Themen des Friedens wie Abrüstung, inter-
nationale Friedensarbeit, Klimagerechtigkeit und 
den Kampf gegen soziale Ungleichheit. 

Die Friedenswanderung startet im Herzen des inter-
nationalen Rechts, am Friedenspalast in Den Haag, 
und passiert auf ihrem Weg nach Bremen wichtige 
Orte der Erinnerung und Mahnung. Dazu gehören 
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zum Beispiel das ehemalige KZ Vught, der Atomwaf-
fenstandort Volkel und auch das Ruhrgebiet – eine 
Region mit einer auch friedenspolitisch bewegten 
Geschichte. In den Städten Münster und Osnabrück, 
ehemals Schauplätze des Westfälischen Friedens, 
erinnert die große Friedenswanderung anschließend 
an die Errungenschaften der damaligen Friedensver-
handlungen und den ständigen Kampf für eine ge-
rechte und friedliche Welt. In der Hansestadt Bremen 
endet Frieden in Bewegung 2025 dann mit einer gro-
ßen Abschlussveranstaltung. 

Alle NaturFreund*innen sind eingeladen. 
Alle NaturFreund*innen, alle Ortsgruppen, Bezirke, 
Landesverbände, Fachgruppen und die Naturfreunde-
jugend sind herzlich eingeladen, sich an der großen 
Friedenswanderung zu beteiligen. Dies kann durch 

persönliche Teilnahme, die Organisation von beglei-
tenden Veranstaltungen oder die finanzielle Unter-
stützung der Wanderung erfolgen. Um die Bedeutung 
von Frieden in Bewegung 2025 zu unterstreichen, 
werden alle Mitglieder ermutigt, die Friedensbot-
schaft auch in ihren lokalen Gruppen zu thematisieren 
und durch Social-Media-Aktivitäten zu verbreiten. 
Sprecht eure Familien, Freund*innen, Kolleg*innen und 
Nachbar*innen an und wandert alle gemeinsam mit! 

Am Tag des Wanderns soll es viele kleine 
Friedenswanderungen in Ortsgruppen geben. 
Zum Tag des Wanderns am 14. Mai 2025 sind alle 
Ortsgruppen der NaturFreunde Deutschlands aufge-
rufen, eigene kleine Friedenswanderungen in ihren 
Regionen durchzuführen, diese öffentlich zu bewer-
ben und möglichst auch zu dokumentieren. 

■■■ 

Auf der Höhe der Zeit: Programmatische Leitideen und Prinzipien für die Arbeit der 
NaturFreunde Deutschlands 

Der Bundesvorstand der NaturFreunde wird aufge-
fordert, zusammen mit Vertreter*innen der Landes-
verbände, Fachgruppen und der Naturfreundejugend 
eine Arbeitsgruppe zu bilden, die programmatische 
Leitideen und Prinzipien für die weitere Arbeit der 
NaturFreunde vorlegt. Diese Leitideen und Prinzipien 
sollen vom nächsten Bundeskongress beschlossen 
werden.  

Ziele der Arbeitsgruppe sind: die historischen Wurzeln 
der NaturFreunde weiterzuentwickeln, eine Antwort 
auf die Herausforderungen dieses „unheimlichen 
Jahrhunderts“ (Thomas Fassbender) zu liefern und 
den Weg zu einem sozial-ökologischen Fortschritt 
aufzuzeigen. 

Die Leitideen und Prinzipien müssen von der sozia-
len und ökologischen Gestaltung der Großen Trans-
formation und der Bewahrung des Friedens ausgehen. 

Neben der Positionsbestimmung der NaturFreunde-
Arbeit im Anthropozän, die der letzte Bundeskon-
gress beschlossen hat, ist das der zweite Baustein in 
der programmatischen Positionsbestimmung der 
NaturFreunde-Arbeit.  

Wir NaturFreunde zeigen, dass wir auf der Höhe der 
Zeit sind und mutige Leitideen und Prinzipien für die 
sozial-ökologische Gestaltung unserer Zeit haben, 
die den Anforderungen der Zukunft gerecht werden. 
Wir geben keine kurzfristigen technokratischen oder 
modischen Antworten, sondern zeigen uns fähig, die 
Zusammenhänge und Ursachen der heutigen Um-
brüche zu beschreiben und die programmatischen 
Leitideen für einen neuen Fortschritt aufzuzeigen. 
Mit uns zieht eine neue Zeit. 

■■■ 
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Neuer Fortschritt – das Ende des naiven Fortschrittsglaubens 

Wir NaturFreunde wollen in einem Manifest unsere 
Sichtweise auf das Erstarken der nationalistisch-völ-
kischen Ideologie deutlich machen und bei befreun-
deten Organisationen und prominenten Persönlich-
keiten dafür werben, dieses Manifest mit zu zeich-
nen. Wir greifen dabei auch das auf, was im Verband 
als programmatische Leitideen erarbeitet wird. 

Der entscheidende Grund für den Verfall des linksli-
beralen Konsenses in unserer Gesellschaft wie auch 
in anderen Gesellschaften ist aus unserer Sicht die 
Krise der Fortschrittsidee, die in ihrer heutigen Ver-
fassung kein „Weltmodell“ (Max Weber) mehr ist. Je 

mehr aber die Welt zu einer Einheit zusammen-
wächst, werden die Schwächen deutlich. Die „Ver-
flüchtigung“ der Moderne (Zygmunt Bauman) verun-
sichert viele Menschen und macht sie orientierungs-
los.  

Rechte Parteien versuchen das zu instrumentalisie-
ren. Daher ist eine Auseinandersetzung mit den Um-
brüchen unserer Zeit richtig und erforderlich. 

Der Bundesvorstand wird beauftragt, einen Diskus-
sionsentwurf im Verband vorzulegen, der breit dis-
kutiert wird. 

■■■ 

Kritik an der Koalitionsvereinbarung 

Die Koalitionsvereinbarung bleibt weit hinter den 
Aufgaben unserer Zeit zurück. Sie orientiert sich am 
Status quo, nicht aber an einer Erneuerung und 
Nachhaltigkeit in Wirtschaft und Gesellschaft. Tat-
sächlich muss es um die sozial-ökologische Gestal-
tung der Demokratie und um die Verwirklichung von 
mehr Demokratie und Beteiligung gehen. Dieser Her-
ausforderung wird der Koalitionsvertrag nicht ge-
recht. 

Die aktuellen Ereignisse verunsichern viele Men-
schen. Gerade in dieser Zeit der multiplen Krisen 
und politischer Umbrüche müssen die demokrati-
schen Parteien alle Menschen beteiligen und ihre 
Themen ernst nehmen. Als NaturFreunde Deutsch-
lands kämpfen wir für die Interessen der Menschen, 
für deren wirksame Beteiligung und für eine nach-
haltige Zukunft.  

Die NaturFreunde bestreiten nicht, dass der Ausgang 
der Bundestagswahl eine Regierungsbildung schwer-
macht. Aber es gibt Herausforderungen, die weit 
über parteipolitische Fragen hinausgehen und eine 
konsequente Politik der sozial-ökologischen Gestal-
tung der Transformation und für den Frieden in der 
Ukraine notwendig machen. Darum muss es heute 
gehen. Weil dies aber nicht geschieht, erklärt das 
auch den Wahlausgang und den erschreckenden Zu-
wachs für die AfD. Von daher geht es um grundle-
gende Herausforderungen für die Zukunft unseres 
Landes. Sie erfordern eine wirkliche Zeitenwende.  

Die NaturFreunde Deutschlands fordern von der 
neuen Bundesregierung insbesondere: 

1. Den Einsatz für eine europäische Sicherheitsar-
chitektur: Es fehlt die Bereitschaft für eine Friedens-
initiative, um eine gesamteuropäische Sicher-
heitsarchitektur zu schaffen. Das Grundgesetz 
begrenzt die Bundeswehr auf „Verteidigung“, 
nicht auf „kriegstüchtig“. Doch die Politik bleibt 
Feindbildern verhaftet, statt zu einer neuen Frie-
dens- und Entspannungspolitik zu kommen, die 
auf den Zielen der Helsinki-Akte und der Charta 
von Paris für ein neues Europa aufbaut. Aber 
nur so können wir zu Frieden, Rüstungsbegren-
zung und Abrüstung kommen. 

2. Einen ökologischen und gerechten Klimaschutz: 
Beim Klimaschutz sind in der Koalitionsverein-
barung große Leerstellen und Fehler, es bleibt 
vor allem bei einer preislichen Steuerung, ob-
wohl der Klimaschutz einen Mix unterschiedli-
cher Instrumente und Programme sowie mehr 
Demokratie und Beteiligung braucht. So aber 
werden die sozialen Unterschiede auch durch 
die Klimapolitik verschärft. Der entscheidende 
Schwachpunkt ist, dass der Schutz der Erdsys-
teme weiterhin nicht im Zentrum einer mutigen 
Reformpolitik steht, um die Erderwärmung un-
ter 1,8 Grad Celsius zu begrenzen und die Öko-
Systeme zu schützen. 

3. Soziale und ökologische Modernisierung der Infra-
struktur: Notwendig ist nicht nur eine Reparatur, 
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sondern eine Modernisierung der gesamtgesell-
schaftlichen Infrastruktur, um den sozialen, öko-
logischen und demokratischen Anforderungen 
gerecht zu werden. 

4. Eine menschenwürdige Migrationspolitik: Es 
braucht sofort eine Abkehr von der Festung Eu-
ropa und nationalen Grenzkontrollen – und statt-
dessen ein Bleiberecht für alle Menschen. Des 
Weiteren fordern wir ein individuelles Asylrecht 
für alle Menschen unabhängig von deren Natio-
nalität/Herkunft. 

5. Eine höhere und sanktionsfreie Grundsicherung: 
Finanzielle Sicherheit für alle Menschen und so-
ziale Gerechtigkeit sind entscheidend für ein soli-
darisches Miteinander und den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt und sind eine Grundlage einer 
starken Demokratie. 

6. Abschaffung der Schuldenbremse: Notwendige 
Investitionen in Bildung, Infrastruktur und die 
sozial-ökologische Transformation dürfen nicht 
aufgrund von ideologischer Austeritätspolitik ge-
strichen werden. 

7. Ein Sondervermögen Demokratie: Es muss in die 
Demokratie investiert werden – im Rahmen eines 
Sondervermögens Demokratie. 

8. Wahlalterabsenkung im ersten Schritt auf 16 
Jahre: Wirksame Beteiligung fängt beim Wahl-
recht an. Alle jungen Menschen müssen wählen 
und sich zur Wahl stellen dürfen. 

9. Bekämpfung verteilungspolitischer Ungleichhei-
ten: Die Koalitionsvereinbarung verändert nicht 
die verteilungspolitischen Ungleichheiten, die sich 
zunehmend in vielen Bereichen unserer Gesell-
schaft zeigen, so im Wohnbereich, bei der Bil-
dung und in den Sozialsystemen. So ist unsere 
Gesellschaft weder modern noch gerecht, sie ist 
nicht zukunftsfähig. Das gefährdet den sozialen 
Zusammenhalt.  

10. Gerechte Steuern: Vermögen ist in Deutschland 
sehr ungleich verteilt. Deshalb brauchen wir Fol-
gendes: Eine gerechte Einkommenssteuer, die 
stärkere Besteuerung von Vermögen, eine Über-
gewinnsteuer und auch die konsequente Besteu-
erung von Erbschaften. Mittlere und niedrige 
Einkommen müssen entlastet und (Super-) Rei-
che höher besteuert werden. Denn wer mehr 
verdient, muss auch mehr beisteuern! 

11. Die Einleitung des Verbotsverfahrens gegen die 
AfD: Wir müssen die Demokratie jetzt schützen. 
Die Bundesregierung muss daher unverzüglich 
die Prüfung eines Verbots der AfD beim Bundes-
verfassungsgericht beantragen. 

12. Vielfalt stärken: Vielfalt stärken heißt Demokra-
tie schützen. So ist die Teilhabe aller im Grund-
gesetz verankert und muss dementsprechend 
gestärkt werden. Deshalb ist die Inklusion von 
Menschen mit Behinderung weiter voranzubrin-
gen. Maßgebend ist hierfür die UN-Behinderten-
konvention. 

13. Stärkung von Frauenrechten: Der Paragraf 218 
muss endlich abgeschafft werden, um Frauen das 
Recht auf Selbstbestimmung über den eigenen 
Körper zu gewährleisten. Frauen, die von Ge-
walt betroffen sind – ebenso wie ihre Kinder – 
haben ein Recht auf sofortigen Schutz und müs-
sen eine umfassende Unterstützung erhalten. 

14. Stärkung von Queerenrechten: Diskriminierung 
aufgrund sexueller Orientierung und Geschlechts-
identität muss im Grundgesetz ausgeschlossen 
werden. Die Bundesregierung muss sich enga-
giert gegen anti-queere Gewalt und Hetze einset-
zen. Das Selbstbestimmungsrecht muss ausge-
baut und erweitert werden. Auch das Abstam-
mungsrecht braucht dringend Reformen – Dis-
kriminierung hat hier keinen Platz! 

15. Die Einführung des Mietendeckels: Damit alle 
Menschen kostengünstigen Wohnraum bekom-
men, fordern wir einen Mietendeckel. Des Wei-
teren fordern wir den Stopp von Spekulation mit 
Wohnraum und Baugrund. Aus diesem Grund 
muss das kommunale Vorkaufsrecht gestärkt 
und ausgebaut werden. Auch ein Recht auf be-
zahlbares Wohnen muss eingeführt werden. 

16. Massive Investitionen zum Schutz und zur Stär-
kung von Demokratie und unserer Zivilgesell-
schaft beinhalten für junge Menschen insbeson-
dere folgende Maßnahmen: 
• Ergänzend eine Ausfinanzierung von zentralen 

Bundesprogrammen zur Extremismuspräven-
tion und Demokratieförderung, wie die der 
Bundeszentrale für politische Bildung, „Demo-
kratie leben!“ und „Zusammenhalt durch Teil-
habe“, welche den Herausforderungen an-
gemessen zu gestalten sind. 

• Einen Rechtsanspruch auf Freiwilligendienste, 
damit sich mehr Menschen aus eigenem An-
trieb und aus freien Stücken für ein gesell-
schaftliches Engagement entscheiden und so-
mit selbstbestimmtes Engagement und Lernen 
verbinden können. 

• Ein Investitionsprogramm für gemeinnüt-
zige Freizeit- und Übernachtungsstätten, um 
insbesondere verbandseigene Bildungsstät-
ten, an denen internationale Arbeit, politi-
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sche Bildung, Erholung, demokratische Wil-
lensbildung durch Gremienarbeit und viel-
fältiges weiteres Engagement stattfindet, zu 
erhalten. 

17. Die Europäische Union demokratisieren: Es wer-
den keine mutigen Initiativen entwickelt, damit 
die Europäische Union demokratischer, sozialer, 
friedlicher und nachhaltiger wird. Die EU hat 
keine gute Zukunft, wenn sie sich in ihrer „Außen-
politik“ den Interessen der NATO unterordnet, 

statt Vorreiter für die Idee eines neuen Fort-
schritts für die globale Welt zu sein. Wir treten 
für ein Europa der Menschenrechte, der Freiheit 
und der Gleichheit ein.  

Die NaturFreunde wollen zusammen mit anderen 
Verbänden ein Manifest erarbeiten, um die nationa-
listische, rechtsextreme Politik, die die Gesellschaft 
und die Demokratie gefährdet, zu bekämpfen. 

■■■ 

Die soziale und ökologische Gestaltung der Großen Transformation braucht auch 
einen neuen Wohlstandsindikator 

Die NaturFreunde fordern den Deutschen Bundestag 
auf,  
1. die Empfehlungen der Enquete-Kommission 

Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität für einen 
umfassenden Indikator zur Bestimmung von 
Wirtschafts- und Lebensqualität aufzugreifen 
und umzusetzen; 

2. eine Enquete-Kommission einzusetzen, die sich 
mit den fünf großen I des Umbaus (Integration, 
Inklusion, Investitionen, Innovationen und Infra-
struktur) beschäftigt, um 
a. in unterschiedlichen Szenarien die Fragen 

der Verteilungskonflikte zu untersuchen, die 
sich aus den ökologischen Grenzen des 
Wachstums, insbesondere der Klimakrise 
ergeben; 

b. entsprechende Empfehlungen für einen sozial 
gerechten Umgang mit knapper werdenden 
Ressourcen auszusprechen; 

c. die Konsequenzen für die Wirtschafts-, 
Technologie- und Sozialpolitik darzulegen, 
die sich aus einem gezielten Wachsen und 
Schrumpfen volkswirtschaftlicher Sektoren 
ergeben; 

d. die Modernisierung der gesamtwirtschaftli-
chen Infrastruktur aufzuzeigen, um die neue 
Epoche sozial-ökologischer Gestaltung zu 
verwirklichen, ohne den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt zu gefährden. 

Übermittlung an demokratische Fraktionen im Deut-
schen Bundestag. 

■■■ 
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2. Themenbereich: Natur- und Umweltschutz 

RESOLUTION  Es bleibt dabei: Nein zur Atomenergie! 

I. 
Die NaturFreunde Deutschlands bekräftigen ihr 
Nein zur Nutzung der Atomenergie. 

Stattdessen brauchen unser Land, die Europäische 
Union und die Welt sichere und zuverlässige Ener-
giedienstleistungen. Eine derartige Energiewende 
beinhaltet den Ausbau der erneuerbaren Energien, 
eine Effizienzrevolution in der Nutzung von Energie 
und die gezielte Energieeinsparung. Die Einsparraten 
müssen deutlich höher liegen als das wirtschaftliche 
Wachstum. Nur diese Strategien zusammen verdie-
nen das Prädikat „Energiewende“. 

In Deutschland wurde mit dem Erneuerbaren-Ener-
gie-Gesetz, das sich allerdings nur auf den Strombe-
reich beschränkt, ein wesentlicher Schritt zu einer 
nachhaltigen Energieversorgung gemacht. Doch auch 
das ist noch keine Energiewende, so wie sie notwen-
dig wäre. Im Gegenteil: Es ist eine „amputierte“ Ener-
giewende, die auch innerhalb des Strombereichs noch 
Schwachstellen und Mängel hat.  

Auch im Mobilitätsbereich kommt die Umstellung 
auf E-Mobilität nur langsam voran. Es fehlt an den 
notwendigen Infrastrukturen für die E-Mobilität und 
die notwendige sozial-ökologische Verkehrswende. 
Vor allem bei den öffentlichen Verkehrsmitteln be-
dürfte es einer großzügigen Förderung hin zu einem 
klima- und bürger*innenfreundlichen Nahverkehr, 
der bis heute nicht in Sicht ist.  

II. 
Die NaturFreunde begrüßen, dass am 15. April 
2023 in Deutschland die letzten drei kommerziel-
len Atomreaktoren Neckarwestheim 2, Isar 2 und 
Emsland vom Netz gegangen sind. 

Damit ist das kurze und immens teure Kapitel der 
Atomenergie in Deutschland zu Ende gegangen, ob-
wohl die Folgen unendlich lange nachwirken. Der 
hochradioaktive Müll, der seit der Inbetriebnahme 
des ersten Reaktors 1951 angefallen ist, muss über 
eine Million Jahre sicher vor Mensch und Natur ge-
lagert werden. Das sprengt alle bekannten Dimensi-
onen menschlicher Verantwortung, denn derartige 

Folgen müssen an ein gesichertes Vorauswissen ge-
bunden sein. 

Am 20. Dezember 1951 verkündete der amerikani-
sche Präsident Dwight D. Eisenhower das Programm 
„Atoms for Peace“, nachdem am 20. Dezember 1951 
ein Versuchsreaktor in Arco (Idaho) elektrischen 
Strom erzeugt hatte. Damit wollte Eisenhower auch 
von den schrecklichen Folgen der beiden Atombom-
benabwürfe über den beiden japanischen Städte Hi-
roshima und Nagasaki ablenken.  

In Deutschland hatte der „Uranverein“ um Werner 
Heisenberg und Carl-Friedrich von Weizsäcker das 
atomare Wissen der Kriegsjahre bewahrt. Nachdem 
es 1955 zum Vertrag von Paris kam, der West-
deutschland mehr nationale Souveränität zugestand, 
wurde am 20. Oktober 1955 das Bundesministerium 
für Atomfragen gegründet, dessen erster Minister 
Franz-Josef Strauß war. Wie auch Bundeskanzler 
Konrad Adenauer zog Strauß in Erwägung, das ato-
mare Know-how für den Bau deutscher Atomwaffen 
zu nutzen. Gestoppt wurde dieser Plan durch die 
„Göttinger 18“, zu denen die Nobelpreisträger Max 
Born, Otto Hahn und Werner Heisenberg gehörten. 
Dagegen befürworteten sie die „zivile Nutzung“ der 
Atomkernspaltung.  

Die – allerdings seltenen – Warnungen wurden nicht 
gehört. In den 1960er- und 1970er-Jahren kam es zum 
Ausbau der Atomenergie. Das änderte sich auch 1979 
nicht nach der Beinah-Atomkatastrophe im amerika-
nischen Harrisburg und 1986 mit dem Super-GAU in 
der ukrainischen Atomzentrale von Tschernobyl. In 
der Bundesrepublik waren 1980 elf kommerzielle 
Atomkraftwerke (AKW) in Betrieb und sieben im 
Bau, in der DDR fünf in Betrieb und drei im Bau. 

Der Wendepunkt in der Bewertung der Atomenergie 
in Westdeutschland begann mit den Auseinanderset-
zungen über das geplante AKW im badischen Wyhl, 
die Wiederaufbereitungsanlage (WAA) in Wackers-
dorf und dem Bau des AKW Brokdorf in der Nähe von 
Hamburg. Seit 1986 gab es dort laut Meinungsumfra-
gen eine stabile Mehrheit zumindest für einen mit-
telfristigen Ausstieg.  
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Ausschlaggebend für die ablehnende Haltung waren 
und sind: 
1. Die Sicherheitsfrage, die einen Unfall, der auf 

keinen Fall zu verantworten wäre, nicht aus-
schließen kann. Während Unfälle als ein bere-
chenbares Risiko bewertet werden müssen, ist 
der atomare GAU eine Gefahr, die nicht zu be-
rechnen und damit nicht zu beherrschen ist. 

2. Das atomare Know-how ist der Schlüssel für die 
militärische Nutzung und damit auch für den 
Missbrauch der Atomkernspaltung. 

3. Die Nutzung der Atomenergie hinterlässt hoch-
radioaktiven Abfall, der eine Million Jahre sicher 
geschützt werden muss. Nirgendwo in der Welt 
gibt es ein Lager, dass den deutschen Sicher-
heitsanforderungen entspricht. 

4. Das System der Atomenergie ist systembezogen 
auf einen durchgehend hohen Stromverbrauch 
ausgerichtet. Das widerspricht einem zentralen 
Ziel der Energiewende: der Einsparung. 

Es dauerte aber bis zur ersten rot-grünen Koalition, 
die im Jahr 2000 das „Gesetz über die geordnete Be-
endigung der Kernenergie“ durchsetzen konnte. Als 
im Oktober 2010 die schwarz-gelbe Bundesregierung 
unter Angela Merkel die Entwicklung wieder zurück-
drehen wollte, wurde sie von der Realität eingeholt: 
Am 11. März 2011 kam es im japanischen AKW Fuku-
shima-Daiichi zu einem dreifachen Super-Gau. Die 
politische Kettenreaktion erreichte auch Berlin. Die 
CDU/CSU konnte Tschernobyl nicht länger mit ma-
roder östlicher Technik erklären. Der Deutsche Bun-
destag stimmte in der Folge für eine Änderung des 
Atomgesetzes mit dem Ziel des Ausstiegs aus der 
AKW-Nutzung. 

III. 
Die NaturFreunde sagen Nein zur Forderung nach 
einem Neueinstieg in die angeblich neuen Reak-
torlinien, insbesondere mit Small Modular Reac-
tors (SMR). 

Heute wird mit fragwürdigen Behauptungen ver-
sucht, auch in Deutschland zur Atomenergie zurück-
zukehren. Die Forderungen kommen aus CDU/CSU, 
FDP und AfD. Behauptet wird: 
1. Die Atomenergie sei klimaverträglich. Das ist aus 

zwei Gründen falsch: Zum einen emittiert sogar 
ein GuD-Kraftwerk (GuD: Gas-und-Dampfturbi-
nen) über den ganzen Lebensweg weniger Koh-
lendioxid als ein AKW, von den erneuerbaren 
Energien ganz zu schweigen. Zum anderen sind 
die Atomkraftwerke wirtschaftlich, technisch 

und organisatorisch auf einen hohen Stromver-
brauch ausgerichtet und damit das Gegenteil einer 
effizienten Strombereitstellung. Das hat die Klima-
Enquete bereits 1988 ausgiebig begründet. 

2. Neue leichtwassergekühlte Reaktoren der drit-
ten Generation wie der Europäische Druckwas-
serreaktor (EPR), AP1000 oder VVER1200 seien 
im Vormarsch. Tatsächlich sinkt weltweit die 
absolute Zahl der Atomkraftwerke. Ihr Durch-
schnittsalter liegt heute bei fast 33 Jahren. In 
Frankreich, dem stärksten Atomland in Europa, 
ist rund ein Drittel der AKW wegen Überalterung 
oder Reparatur nur noch begrenzt im Einsatz. 
Auch sind die Bauzeiten neuer Reaktoren viel 
länger und die Kosten viel höher als anfangs be-
hauptet. In Finnland war der EPR 12 Jahre später 
als geplant und viermal teurer als berechnet 
„schlüsselfertig“. Im französischen Flamanville 
ist der EPR nach 14 Jahren Bauzeit und enorm 
gestiegenen Kosten noch nicht am Netz. Im eng-
lischen Hinkley Point, wo das AKW frühestens 
2026 fertiggestellt sein wird, werden die Kosten 
auf 27 Milliarden geschätzt. In China steht der 
erste EPR in Taishan nach heftigen Vibrationen 
bereits still. 

Kurz: Unbeschadet der weiter bestehenden Sicher-
heitsbedenken und der ungelösten Entsorgungsprob-
leme können neue Atomkraftwerke keinen Beitrag 
zum Klimaschutz und zur Energiewende leisten. Ihre 
Bauzeiten sind zu lange und sie sind viel zu teuer.  

Vor allem Vertreter*innen der Industrie, die von gro-
ßen Mengen günstigem Strom profitieren, wie bei-
spielsweise die IT-Industrie, insbesondere mit Fokus 
auf den sogenannten Künstlichen Intelligenzen, aber 
auch die Individuelle E-Mobilität, sind häufig För-
der*innen neuer Atomkraftwerke. 

Ähnliches ist von der Automobilwirtschaft bezüglich 
der Umstellung auf E-Autos zu erwarten. Sie fordern 
neue kleinere Kraftwerke (SMR bis 300 Megawatt) 
mit geringerer Leistungsstärke, die angeblich sicher 
und preislich günstiger als die bisherigen Atomkraft-
werke seien. Tatsächlich scheint das Gegenteil der 
Fall zu sein, sodass ein genaueres Hinsehen ange-
bracht ist: 
• In der Regel handelt es sich bei den SMR um Re-

aktorkonzepte aus den 1950er-Jahren, die in den 
1970er-Jahren wieder eingestellt wurden. Sie soll-
ten, so die Werbung, die hochradioaktiven Ab-
fälle reduzieren, zu einer höheren Brennstoffaus-
nutzung kommen sowie zu verringerten Prolife- 
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rationsrisiken führen. Neben einigen Prototypen 
(Schneller gasgekühlter Reaktor, Höchsttempera-
turreaktor, Überkritischer Leichtwasserreaktor, 
natrium- oder bleigekühlter Reaktor oder Flüssig-
salzreaktor) sind sechs SMR-Reaktoren in Betrieb. 
Das Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen 
Entsorgung kommt in einem Gutachten durchweg 
zu einer negativen Bewertung. Auch die Wirt-
schaftlichkeit ist nicht gegeben. 

• Dennoch haben 14 Staaten das „Gen IV Internati-
onal Forum“ zur Förderung nicht-leichtwasserge-
kühlter Reaktorlinien gegründet. Die groß ange-
kündigten Demonstrationsprojekte wurden aller-
dings immer wieder verschoben, zuletzt bis in die 
2040er-Jahre. 

• In den USA will die Firma Terra-Power mit Unter-
stützung des Energieministeriums Reaktoren mit 
einem schnellen Neutronenspektrum bauen. Be-
teiligt ist auch die IT-Branche mit ihren IT-Gigan-
ten. Der Dual-Fluid-Reaktor, der durch die Kom-
bination eines Flüssigsalzbleireaktors mit einer 
Hochtemperatur-Wiederaufbereitungsanlage an-
geblich fast alle Energieprobleme lösen könne, 

zeigte in der ersten Demonstrationsanlage erheb-
liche Korrosionsschäden. Größte Unfälle wären 
möglich geworden. 

Bei der Forderung nach Nutzung der Atomenergie in 
Form der SMR geht es vor allem um Wirtschaftsinte-
ressen. Eine sichere Lösung der Energieprobleme 
bringt sie nicht, zumal es zu viele Jahre dauern 
würde, ehe eine entsprechende Infrastruktur zur Ver-
fügung stünde. Das wäre eine enorme Verschwen-
dung von Geld und Zeit und würde die eigentlich 
notwendigen Investitionen in Energieeffizienz und 
erneuerbare Energien erschweren. 

Die NaturFreunde Deutschlands fordern daher gut 
begründet: Kein Rütteln am vereinbarten Atom-
ausstieg! Anstatt dessen eine konsequente Umset-
zung der Energiewende mit den Kernelementen 
„Erhöhung der Energieeffizienz“ sowie „Steige-
rung des sozial- und naturverträglichen Ausbaus 
der erneuerbaren Energien“! 

■■■ 

RESOLUTION  Klimaschutz: Unter 1,8 Grad Celsius Erderwärmung bleiben! 

Nach Auffassung der Vereinten Nationen ist die Kli-
makrise die größte Herausforderung der Mensch-
heit. UN-Generalsekretär António Guterres warnt: 
„Die Welt schafft es nicht, die Klimakrise in den Griff 
zu bekommen. Es ist Zeit für eine Supernova an 
Klimaanstrengungen, in jedem Land, in jeder Stadt, 
in jedem Sektor.“ Auch die NaturFreunde sind der 
Auffassung, dass der Schutz des Erdsystems ins Zent-
rum politischer Anstrengungen gehört. 

Viel Zeit wurde bereits verloren, um die heraufzie-
hende Klimakatastrophe zu stoppen. Der erste Ret-
tungsversuch, das Kyoto-Protokoll von 1997, ist ge-
scheitert. Auch das Ziel der Pariser Klimakonferenz 
von 2015, die Erderwärmung auf 1,5 Grad Celsius zu 
begrenzen, ist schon deutlich verfehlt. Im letzten Jahr 
wurde eine Erhöhung in einer Monatsspitze um fast 
1,7 Grad erreicht. Selbst eine Begrenzung auf 2 Grad 
wird nur noch sehr schwer zu erreichen sein. Unser 
Ziel ist es, die Erwärmung möglichst unter 1,8 Grad 
Celsius zu begrenzen, denn oberhalb dieses Wertes 
ist das Eintreten der ersten problematischen Kipp-
punkte, die eine Beschleunigung und Unumkehrbar- 

keit eintreten lassen, zu befürchten. Die Klimakrise 
ist eine Menschheitsgefahr. 

Mit ihr drohen erbitterte Verteilungskämpfe um die 
weniger werdenden Regionen eines verträglichen Le-
bens auf der Erde und um die knapp werdenden 
Ressourcen unseres Planeten. Kriege um grüne Oasen 
des Wohlstands werden denkbar. Soll unser Erdsys-
tem die Heimat der Menschheit bleiben, müssen die 
ökologischen Grenzen der Belastbarkeit des Erdsys-
tems eingehalten werden. Das bedeutet: Entweder 
kommt es schnell zu einer Welt der Nachhaltigkeit 
oder ein Ende der menschlichen Zivilisation wird 
denkbar. Das Erdsystem wird eine Zukunft haben, 
aber in einer Form, die für den Menschen unverträg-
lich ist. 

Bei der Klimakrise geht es auch um den Frieden auf 
unserem Planeten – Frieden mit der Natur und Frie-
den mit den Menschen. Das erfordert globale Solida-
rität, Gemeinsame Sicherheit und Nachhaltigkeit, 
die drei großen Leitlinien der Vereinten Nationen. 
Sie verlangen weitaus mehr als nur wenige Korrek-
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turen am Bestehenden, stattdessen eine grundle-
gende Stabilisierung durch die Verträglichkeit des 
menschlichen Lebens mit der Natur. Kurz: Die Kli-
makrise muss zum Ausgangspunkt für die Neube-
stimmung des gesellschaftlichen Fortschritts in glo-
baler Verantwortung werden. 

Um das Erdsystem für menschliches Leben zu schüt-
zen, sind grundlegende Reformen für mehr Gerech-
tigkeit, Demokratie, eine nachhaltige Entwicklung 
und Gemeinsame Sicherheit notwendig. Und alles 
muss als Einheit gesehen werden. Entscheidend für 
die Stabilisierung des Erd- und Klimasystems ist zu-
dem das Streben nach Gemeinsamkeit – national, 
europäisch und global. Stattdessen sind regulatori-
sche Maßnahmen wie zum Beispiel ein Tempolimit 
vorzuziehen. 

Die Herausforderung der Großen Transformation, die 
heute vornehmlich von Marktprozessen vorangetrie-
ben wird, muss sozial und ökologisch gestaltet werden. 
Sie darf nicht den Gesetzen der Gier, des Egoismus 
und der schnellen Verwertung überlassen werden. 
Eine „grüne Technokratie“ reicht ebenfalls nicht aus. 
Deren Lösungsansätze, die Ressourcen der Waren, 
Produkte und Fertigungsmethoden einer stetig stei-
genden Bepreisung zu unterwerfen, würde ange-
sichts der großen sozialen Ungleichheiten die Spal-
tung der Gesellschaften vertiefen. Die Bepreisung 
steht nämlich vor einem unlösbaren Dilemma: Ent-
weder müsste eine wirksame Klimabepreisung an-
gesichts der Versäumnisse beim Klimaschutz so 
hoch sein, dass sie soziale Spaltungen vertieft. Oder 

sie wird so ausgeglichen, dass sie keine große Wir-
kung mehr hat. 

Entscheidend für den Klimaschutz sind folgende Ak-
tivitäten:  

Erstens muss der dauerhafte Schutz des Erdsystems 
für menschliches Leben auf eine innovative, ge-
rechte und schnelle Weise bewahrt werden.  

Zweitens muss der Klimaschutz zum Ausgangspunkt 
politischer und wirtschaftlicher Entscheidungen wer-
den, also ins Zentrum der Gesellschaftspolitik rücken. 

Drittens muss damit sofort und umfassend und da-
her mit deutlich größeren Anstrengungen als bisher 
begonnen werden. Es wurde schon viel zu viel Zeit 
verloren! 

Der Bundesvorstand der NaturFreunde wird aufge-
fordert, in einem Informationspapier die grundlegen-
den Fragen des Klimasystems und die Tragweite der 
Herausforderung aufzuzeigen. Ebenso soll die Rich-
tung der NaturFreunde-Antworten aufgezeigt werden, 
nämlich den Weg grundlegender gesellschaftlicher 
Reformen für den Schutz der sozialen und natürli-
chen Mitwelt zu beschreiben – gerecht, ökologisch 
und demokratisch.  

Die NaturFreunde werden Bildungsveranstaltungen 
zum Themenkomplex durchführen und sich an Akti-
onen zum Klimaschutz beteiligen. 

■■■ 

Für eine ökologische Bundesverkehrswegeplanung 

Die NaturFreunde werden sich bei den Abgeordne-
ten des Deutschen Bundestages und bei den zustän-
digen Ministerien für eine ökologische Bundesver-
kehrsplanung in Deutschland einsetzen. 

Die Bundesverkehrswegeplanung muss umgehend 
an die internationalen und nationalen Naturschutz- 
und Klimaziele angepasst werden. Vorrang muss der 
Erhalt von Brücken, Straßen und Schienen sowie der 
Ausbau des Schienennetzes haben. Die bestehenden 
Bedarfspläne mit den geplanten sowie nicht abge-
schlossenen Verkehrsprojekten sind auf Natur- und 
Klimaziele zu überprüfen und die Verkehrsprojekte 
neu zu priorisieren. 

Dazu gehören: 
• der Verzicht auf den Neubau von Autobahnen so-

wie die Erweiterung von bestehenden Autobah-
nen um weitere Spuren (zum Beispiel die Erwei-
terung der A5 auf zehn Spuren zwischen Fried-
berg und dem Frankfurter Kreuz); 

• der Verzicht auf den geplanten Fernbahntunnel in 
Frankfurt, um so finanziellen Spielraum zu schaffen 
für die Umsetzung von Alternativplanungen; 

• der Erhalt von Straßen, Brücken und Schienen-
wegen statt einzelne Milliardenprojekte; 

• die Verdichtung der Angebote des öffentlichen 
Personennahverkehrs (ÖPNV) in der Fläche durch 
Schaffung eines dichten Netzes an regelmäßig, 
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pünktlich und zuverlässig verkehrenden Bussen 
und Bahnen und funktionierenden Umsteigever-
bindungen; 

• die sofortige Einführung einer Höchstgeschwin-
digkeit von 100 km/h auf Autobahnen, 80 km/h 
außerorts und einer Regelgeschwindigkeit von 30 
km/h innerorts; 

• der bevorzugte Ausbau von Radwegen; 

• Infrastrukturmaßnahmen unter Berücksichtigung 
des Natur- und Umweltschutzes, des Landschafts-
schutzes, des Wasserschutzes und des Lärm-
schutzes, die Investitionen erfordern. Wo sinnvoll 
können bauliche Maßnahmen wie zum Beispiel 
bergmännisch ausgeführte Tunnel in freier Land-
schaft, Wildbrücken oder Einhausungen erfolgen. 

■■■ 

Für eine bahnpolitische Strategie und eine kohlendioxid- und emissionsreduzierende 
Verkehrspolitik 

Binnen eines Zeitraums von 25 Jahren müssen in 
Deutschland – und zwar auch nach dem jüngst ge-
änderten Klimaschutzgesetz – alle Sektoren ihre 
Treibhausgasemissionen (und dies gilt vor allem für 
Kohlendioxid) auf null senken. Weit entfernt von jeg-
lichen Reduzierungen ist allerdings der Verkehrsbe-
reich und hier vor allem der Straßenverkehr. Über 
Jahrzehnte wurden in diesem Sektor keinerlei Redu-
zierungen an klimaschädlichen Emissionen erreicht 
– im Gegenteil.  

So schreibt das Umweltbundesamt (UBA): „Der An-
teil des Verkehrs an den Gesamtemissionen ist seit 
1990 von etwa 13 auf 19,4 Prozent im Jahr 2021 ge-
stiegen. Die absoluten Kohlendioxid-Emissionen im 
Betrieb des Straßengüterverkehrs erhöhten sich zwi-
schen 1995 und 2021 trotz technischer Verbesserun-
gen um 23 Prozent.“ Mit 170 Millionen Tonnen Koh-
lendioxid pro Jahr ist der Verkehrssektor der dritt-
größte Emittent in Deutschland.  

Folglich erfordern die Klimaziele eine starke Verla-
gerung weg von der Straße hin zu effizienteren Ver-
kehrsmitteln. Züge sind hier gegenüber Kraftfahrzeu-
gen (Kfz) stark im Vorteil: 
• sie sind zwei- bis dreimal energieeffizienter im 

Personenverkehr sowie drei- bis fünfmal im Gü-
terverkehr; 

• die direkte Elektrifizierung als effizienteste An-
triebsart ist weit fortgeschritten; 

• im Gegensatz zu Kfz spielt die verwendete Ener-
gie zum Bau von Zügen aufgrund deren hohen 
Fahrleistungen praktisch keine Rolle. 

Die NaturFreunde fordern daher: 
• die Beschleunigung einer ökologischen Ausrich-

tung der Bahnpolitik; 
• keine Zerschlagung der Bahn, stattdessen den 

Umbau der Bahn zum gemeinwohlorientierten 
Unternehmen; 

• eine schnellstmögliche Reduzierung von Emissio-
nen im Verkehr durch maximale Verlagerung des 
Pkw- und Lkw-Verkehrs auf die Schiene; 

• eine Orientierung aller Investitionen an den größ-
ten Verlagerungs- und Klimaschutzpotenzialen; 

• eine Beendigung klimaschädlicher Großprojekte, 
keine Fixierung auf wenige, teure, lange dau-
ernde Prestigeprojekte der Hochgeschwindigkeit 
mit vielen Tunnelstrecken und -bahnhöfen. 

Als Sofortmaßnahmen fordern wir: 
• eine leistungssteigernde Tempo-Harmonisierung 

der Bahn auf allen überlasteten Strecken bei Durch-
schnittsgeschwindigkeiten im mittleren Tempo 
(circa 120 km/h); 

• einen auf die Tempo-Harmonisierung ausgerich-
teten Ausbau, um die Leistung im Personen- und 
insbesondere im Güterverkehr rasch um ein 
Mehrfaches zu steigern; 

• den Erhalt des Deutschlandtickets. Dabei soll es 
eine soziale Staffelung der Preisgestaltung geben. 
Langfristig streben die NaturFreunde einen kos-
tenlosen ÖPNV an. 

Übermittlung an demokratische Fraktionen im Deut-
schen Bundestag. 

■■■ 
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Für eine sozial-ökologische Landwirtschaft und Ernährung 

Angesichts der sich weiter verschärfenden Überlas-
tung der Biosphäre mit reaktiven Stickstoffverbin-
dungen fordern die NaturFreunde Deutschlands einen 
grundsätzlichen Wandel hin zu einer sozial-ökologi-
schen Landwirtschaft und Ernährung. Die Förderung 
der Massenproduktion von tierischen Nahrungsmit-
teln durch die Gemeinschaftliche Agrarpolitik (GAP) 
der Europäischen Union (EU) muss beendet werden. 
Anzustreben ist eine bezahlbare Ernährung der Be-
völkerung, die auf einem deutlich höheren pflanzli-
chen Anteil basiert und eine vollwertige Ernährung 
mit qualitativ hochwertigen Produkten. 

Die NaturFreunde fordern daher: 
• eine Umstellung auf eine tier- und umweltver-

trägliche Produktionsweise; 
• den Schutz der kleineren bäuerlichen Betriebe vor 

der Konkurrenz der Großbetriebe mit Massentier-
haltung, da ökologische kleinbäuerliche Betriebe 
zu einer vielfältigen Agrarstruktur beitragen; 

• die Streichung von klimaschädlichen Subventio-
nen und die Förderung von Klimaschutz in der 
Landwirtschaft; 

• die Bekämpfung des Artensterbens durch Glypho-
satverbot und Pestizidreduktion gemeinsam mit 

den Höfen, die Reduzierung des Einsatzes von 
chemisch-synthetischen Pestiziden und den Stopp 
von Exporten von in der EU verbotenen Pestiziden; 

• die Förderung regionaler Wertschöpfungsketten 
für Lebensmittel mit hohem Qualitätsniveau; 

• die Förderung von Landwirt*innen für klar defi-
nierte Gemeinwohlleistungen im Bereich des 
Umwelt-, Natur-, Klima- und Tierschutzes. 

Die NaturFreunde Deutschlands empfehlen bewirt-
schafteten Naturfreundehäusern, Mahlzeiten mit ei-
nem deutlich verringerten Fleischanteil anzubieten. 

Um mit einem guten Beispiel voranzugehen, emp-
fehlen die NaturFreunde Deutschlands das von der 
Naturfreundejugend Deutschlands bereits etablierte 
und erprobte Fairspeisen-Siegel bei NaturFreunde-
Veranstaltungen einzuführen. 

Die NaturFreunde werden weiterhin aktiv mit der Ar-
beitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL) 
und weiteren ökologischen Verbänden zusammen-
arbeiten. 

■■■ 

Für eine sozial und ökologisch verträgliche Wärmewende, die Betroffene zu 
Beteiligten macht 

Neben dem Stromsektor muss auch der Wärmesek-
tor auf eine nachhaltige und klimafreundliche Basis 
gestellt werden. Bis heute wird der Wärmesektor von 
fossilen Energieträgern dominiert. Dies gilt für den Ge-
bäudebereich genauso wie für die Industrie. Die 
schnelle und deutliche Erhöhung des erneuerbaren 
Anteils bei der Wärmeversorgung ist ein dringend 
notwendiger Schritt zu mehr Klimaverträglichkeit. 

Die Wärmeversorgung im Gebäudebereich ist ein 
zentraler Bereich der Daseinsvorsorge. Hier spielen 
die Kommunen eine Schlüsselrolle: Sie sind es, die 
in der kommunalen Wärmeplanung (KWP) den Weg 
zu einer zukunftsfähigen Wärmeversorgung in Städten 
und Gemeinden aufzeigen und organisieren müssen. 

Mit dem Wärmeplanungsgesetz (WPG) vom 22. De-
zember 2023 wurde eine bundesweite Grundlage für 
die KWP geschaffen. Für die energetischen Anforde- 

rungen und Sanierungspflichten an Gebäuden gilt 
das Gebäudeenergiegesetz (GEG). 

Die Wärmewende von der fossilen hin zu einer er-
neuerbaren Wärmeversorgung betrifft die Hauseigen-
tümer*innen, die Wohnungseigentümer*innen und 
nicht zuletzt die Mieter*innen. Die Wärmewende 
wird erfolgreich sein, wenn sie vom Vertrauen der 
Menschen getragen ist und die damit verbundenen 
Kosten von ihnen als gerecht empfunden werden 
und von ihnen getragen werden können. 

Erneuerbare Energien zur Wärmeversorgung spielen 
im Bestand bisher eine geringe Rolle. Noch immer 
werden 79 Prozent der knapp 20 Millionen Wohnge-
bäude mit Öl und Gas beheizt. Aber auch die Nutzung 
vorhandener Effizienzsteigerungspotenziale wurde 
jahrelang vernachlässigt. Während eine energieeffi-
zientere und auf Basis erneuerbarer Energien erfol- 
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gende Wärmeversorgung im Neubaubereich einfa-
cher zu gewährleisten ist, liegt die Herausforderung 
insbesondere bei den Altbauten. Die Wärmewende 
ist im Kontext einer notwendigen energetischen (Alt-
bau-) Sanierung vor allem auch im Hinblick auf ihre 
sozialen Auswirkungen von zentraler Bedeutung. 

Die Wärmeplanung ist daher in hohem Maße auch 
eine sozialpolitische Aufgabe, denn bezahlbare Ener-
giepreise sind für viele Menschen mit geringem Ein-
kommen existenzsichernd. So sind die Wohnkosten 
nach einer Studie des Paritätischen Wohlfahrtsver-
bandes vom Dezember 2024 bei Zugrundelegung der 
tatsächlichen und nicht nur der statistischen Wohn-
kosten für viele Haushalte nur schwer zu tragen. Bei 
der Wärmewende und einer damit verbundenen Sa-
nierung ist die Auswirkung auf die Armut bestimm-
ter Bevölkerungsgruppen besonders zu berücksichti-
gen. Dies könnte zu Angst und zu einem Vertrauens-
verlust der Bürger*innen führen. 

Aus Sicht der NaturFreunde muss die Wärmewende 
aus den Komponenten 
• Dekarbonisierung der Wärmeversorgung, auch 

der Fernwärme,  
• geringerer Ressourcenverbrauch, geringerer Wär-

mebedarf durch energetische Sanierung im Ge-
bäudebestand sowie der  

• sozialverträglichen Gestaltung bestehen. 

Die NaturFreunde Deutschlands sind sich bewusst, 
dass die Umsetzung der kommunalen Wärmepla-
nung eine Generationenaufgabe mit einem hohen In-
vestitionsbedarf ist. 

Die NaturFreunde fordern daher, dass: 
• die Wärmewende zur kommunalen Pflichtauf-

gabe wird; 
• Klimaschutz und Wärmewende als Gemeinschafts-

aufgabe ins Grundgesetz aufgenommen werden;  
• die Finanzierung der Wärmewende dauerhaft ge-

sichert wird; 
• soziale Aspekte bei den Förderprogrammen inte-

griert werden müssen; 
• wenn Umbauten zur Pflicht werden, diese sozial 

abgefedert werden müssen; 
• die Bürger*innen von Anfang an an der Wärme-

planung beteiligt sein müssen; 
• die Bürger*innen über die beabsichtigte Entwick-

lung der Strom- und Gas- sowie Nah- und Fern-
wärmenetze frühzeitig informiert werden. 

Die NaturFreunde werden 
• sich daher im Rahmen ihrer umwelt- und klima-

politischen Netzwerk- und Gremienarbeit für die 
zügige Umsetzung einer sozial und ökologisch ver-
träglichen Wärmewende einsetzen; 

• sich darüber hinaus im Rahmen ihrer innver-
bandlichen Aktivitäten und hier insbesondere 
über den Bundesfachbereich Umwelt, Natur-
schutz und Sanfter Tourismus über entspre-
chende Informationsangebote den Fragen der 
Wärmeplanung und der Wärmewende widmen. 
Dabei wird der Fokus auf eine sozialverträgliche 
Umsetzung der Wärmewende gerichtet. 

■■■ 

Kein Aufweichen der Gentechnikregulierung 

Der NaturFreunde-Standpunkt ist klar: Die Neue 
Gentechnik (NGT) ist Gentechnik, auch wenn eine 
mächtige Lobby versucht, mit dem verharmlosenden 
Begriff „Neue Züchtungstechnik“ den Unterschied zu 
konventioneller Züchtung zu verwischen. Die als „Gen-
schere“ bezeichnete CRISPR/CAS-Methode schneidet 
zwar gezielt die DNA aus. Es ist jedoch viel zu wenig 
über Wechselwirkungen bekannt, so dass unbeab-
sichtigte, unerwünschte Effekte nicht auszuschlie-
ßen sind.  

Alle Gentechnik-Verfahren müssen weiter strikt re-
guliert werden. Bisher fällt auf EU-Ebene die CRISPR/ 

CAS-Methode unter Gentechnik und unterliegt damit 
den sehr sinnvollen Regulierungen. Doch diese Re-
gulierungen sollen nun aufgeweicht werden. 

Im Juli 2023 hat die EU-Kommission einen Verord-
nungsvorschlag eingereicht, der darauf abzielt, dass 
Produkte aus Neuen Gentechniken nicht mehr als 
Gentechnik bezeichnet und auch nicht mehr ent-
sprechend reguliert werden sollen. Das Europäische 
Parlament hat im Februar 2024 dem Vorschlag zuge-
stimmt. Der Agrarminister*innenrat hingegen konnte 
sich nicht einigen. Aus diesem Grund wird über den 
Vorschlag der Kommission weiter diskutiert. Die am- 
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tierende Ratspräsidentschaft plant in der ersten Jah-
reshälfte in 2025 einen Kompromiss zu finden. Es ist 
davon auszugehen, dass im Laufe des Jahres 2025 
der Verordnungsvorschlag angenommen wird. 

Die NaturFreunde Deutschlands lehnen den EU-
Kommissionsvorschlag ab. Die NaturFreunde wer-
den sich aktiv an EU-Abgeordnete in ihren Wahlkrei-
sen und an Bundestagsabgeordnete wenden, um ihre 
Position deutlich zu machen. 

Nur so können die Umwelt, die Verbraucher*innen 
sowie die gentechnikfreie Landwirtschaft vor gen-
technikveränderten Lebensmitteln geschützt werden. 

Die NaturFreunde fordern daher: 
• Der im Jahr 2023 von der EU-Kommission vorge-

legte Verordnungsvorschlag zur Deregulierung von 
Gentechnik muss abgelehnt werden. Entsprechend 
dem europäischen Vorsorgeprinzip und dem Um-
welt- und im Einklang mit Verbraucher*innen-
schutz müssen die Neuen Gentechniken weiter-
hin als Gentechnik eingestuft werden und einem 
verpflichtenden Prüfungsverfahren unterliegen, 
da es zu viele offene Fragen zum Risiko gibt. 

• Aus NGT-Pflanzen hergestellte Lebens- und Fut-
termittel müssen gekennzeichnet werden. Nur so 
ist die Wahlfreiheit der Konsument*innen ge-
währleistet. 

• Auch für die NGT muss die EU-Freisetzungsricht-
linie mit Genehmigungspflicht gelten. Denn nur 
so kann eine umfassende Risikobewertung, die 
Rückverfolgbarkeit und die Kennzeichnung ga-
rantiert werden. Das deutsche Gentechnikrecht 
sollte erhalten bleiben, da es zusätzlich die Erfas-
sung in einem öffentlich zugänglichen Standort-
register und Haftungsregeln enthält. Einmal frei-
gesetzte NGT-Pflanzen können nicht mehr zu-
rückgeholt werden. 

• Entsprechend dem Verursacher*innenprinzip muss 
eine Haftung für Schäden durch Kontamination 
gewährleistet sein. Verursacher*innen könnten 
nicht mehr belangt werden, wenn NGT-Pflanzen 
ohne Zulassungsverpflichtung unkontrollierbar 
in die Umwelt gelangen würden und Einkreuzun-
gen sowie Vermischungen stattfinden, wodurch 
eine Koexistenz verhindert wird. 

• Die bäuerliche Landwirtschaft muss davor ge-
schützt werden, dass das Saatgut und damit un-
sere Lebensgrundlagen infolge Patentierungen in 
den Händen weniger Großkonzerne liegt. Gefähr-
liche Abhängigkeiten wären sonst die Folge. 

Übermittlung an deutsche Gruppen der demokrati-
schen Fraktionen im Europäischen Parlament und 
an die NaturFreunde Internationale. 

■■■ 
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3. Themenbereich: Demokratie und Antirassismus 

Hand in Hand gegen Rassismus: Für eine Gesellschaft in der Tradition des 
Humanismus und der Aufklärung 

„Die Sorgen, die uns bewegen, können nicht durch 
Deklamationen des guten Willens und durch 

Festreden aus der Welt geschafft werden.  
Die Magie der Worte Humanität, Menschenrecht, 

Menschenwürde, Menschenliebe, auch 
Brüderlichkeit, droht im Gang eines politischen 

Lebens ihre Kraft zu verlieren.“ 
Willy Brandt 

NaturFreunde gegen Ausgrenzung und Hass 
Die NaturFreunde wurden bereits 1895 als internati-
onaler Verband gegründet. Seitdem engagieren sich 
die NaturFreunde gegen jegliche Form von Nationa-
lismus, Antisemitismus und Revanchismus. Die Natur-
Freunde setzen sich für eine Gesellschaft ohne Aus-
grenzung ein und halten an ihrer Forderung für offene 
Grenzen für Menschen in Not fest.  

Gemeinsam mit antirassistischen und antifaschisti-
schen Gruppen, Organisationen und Bündnissen 
werden sich die NaturFreunde den rechtspopulisti-
schen, nationalistischen und faschistischen Parteien 
und Bewegungen entgegenstellen. 

In vielen Staaten der Europäischen Union haben 
diese Parteien und Organisationen deutlich an Zu-
stimmung gewonnen. Sie schüren Vorurteile, betrei-
ben Ausgrenzung und fördern die Grundlage für eine 
weitere Entsolidarisierung der Gesellschaft.  

Rechtspopulistischen Parteien und Gruppen ist es ge-
lungen, mit ihrer völkischen Argumentation die gesell-
schaftliche Debatte zu beeinflussen und nach rechts 
zu verschieben. Mit ihren rassistischen, völkischen 
und migrationsfeindlichen Äußerungen haben sie bis 
in die politische Mitte hinein ein gesellschaftliches 
Klima geschürt, das in der Integrations- und Migrati-
onspolitik eine drastische Veränderung einfordert. 

Die Organisationen der politischen Rechten versu-
chen diese Verunsicherungen für sich zu nutzen. In 
den ideologischen Versatzstücken der neuen und alten 
Rechten finden sich völkische, rassistische, biologis-
tische und ethnopluralistische Ansätze, mit denen 
sie für ihre menschenverachtenden Ziele werben. 

In nahezu allen Teilen Deutschlands nehmen die An-
griffe gegen Menschen, die nicht „weiß“ sind oder 
einen Migrationshintergrund haben sowie gegen Ein-
richtungen der politischen Linken zu. Gerade die 
deutsche Geschichte hat überdeutlich gezeigt, dass 
sich rechte und faschistische Parteien und Bewegun-
gen innerhalb kürzester Zeit durchsetzen können. 

Rassist*innen und völkische Gruppen schüren Hetze 
und haben mit ihrer aggressiven Rhetorik zu einer 
Verschiebung des öffentlichen Diskurses beigetra-
gen. Dadurch haben Angriffe auf Menschen aufgrund 
ihrer Migrationsgeschichte, Hautfarbe, Religion oder 
sexuellen Orientierung sowie auf antirassistische und 
linke Einrichtungen deutlich zugenommen.  

Keine Zusammenarbeit mit der AfD 
Mit der bewussten Entscheidung der CDU/CSU-Frak-
tion im Deutschen Bundestag, einen migrationskriti-
schen Antrag mit Stimmen der AfD zu beschließen, 
wurde der bisherige Konsens der demokratischen 
Parteien und Fraktionen aufgekündigt, nicht mit den 
Stimmen der AfD-Fraktion Mehrheiten für Anträge zu 
erhalten.  

Die NaturFreunde unterstützen die Aussage der ehe-
maligen Bundeskanzlerin Angela Merkel, dass die 
demokratischen Parteien gemeinsam alles tun soll-
ten, um Attentate zu verhindern – „nicht als taktische 
Manöver, sondern in der Sache redlich, im Ton maß-
voll und auf der Grundlage geltenden europäischen 
Rechts“. Weiter Angela Merkel: „Für falsch halte ich 
es, sich nicht mehr an diesen Vorschlag gebunden 
zu fühlen und dadurch am 29. Januar 2025 sehen-
den Auges erstmalig bei einer Abstimmung im Deut-
schen Bundestag eine Mehrheit mit den Stimmen 
der AfD zu ermöglichen.“ 

Friedrich Merz hatte im Jahr 2022 eine Zusammen-
arbeit mit der AfD kategorisch abgelehnt. Er führt da-
mals aus: „Wenn irgendjemand von uns die Hand 
hebt, um mit der AfD zusammenzuarbeiten, steht am 
nächsten Tag ein Parteiausschlussverfahren an.“ Mit 
der Entscheidung im Deutschen Bundestag, Anträge 
mit den Stimmen der AfD mehrheitsfähig zu ma- 



21 

chen, wurde dieser Konsens aufgekündigt. Innerhalb 
der CDU/CSU haben die Forderungen nach Abschie-
bungen und weiteren Aufenthaltsverschärfungen lei-
der die Oberhand bekommen. 

Die NaturFreunde werden sich auch weiterhin darum 
bemühen, gemeinsam mit allen demokratischen 
Parteien eine solche Verschiebung des gesellschaftli-
chen Diskurses zu verhindern und sich für eine Ge-
sellschaft einsetzen, in der eine Willkommenskultur 
für Menschen zum demokratischen Konsens gehört. 

Gerade auch die deutsche Geschichte lehrt uns: 
Wehret den Anfängen. Schon einmal haben Demo-
krat*innen und die politische Linke die Entwicklung 
des Faschismus unterschätzt und haben nicht ver-
hindern können, dass sich rechte und faschistische 
Parteien und Bewegungen innerhalb kürzester Zeit 
durchsetzen konnten. Die Folgen waren der millio-
nenfache Mord an Menschen jüdischen Glaubens, 
Angehörigen der Sinti*zze- und Rom*nja-Gemein-
schaften, Homosexuellen, Menschen mit Beeinträch-
tigungen, Demokrat*innen und politischen Linken 
und vielen anderen Verfolgten. Dieser nationale und 
völkische Größenwahn führte die Welt in einen ver-
heerenden Weltkrieg.  

NaturFreunde für eine solidarische Gesellschaft – 
Solidarität ist unteilbar 
Die NaturFreunde setzen sich für eine solidarische 
Gesellschaft ein, in der niemand „aufgrund von kul-
tureller und sozialer Herkunft, politischer Überzeu-
gung, Geschlechtsidentität, sexueller Orientierung, 
Behinderung, des Aussehens, des Alters oder des 
Glaubens wegen benachteiligt wird und in der alle 
Menschen gleichberechtigt sind und sich frei entfalten 
können.“ Dies ist bereits in der Präambel der Satzung 
der NaturFreunde Deutschlands festgeschrieben. 

Zusammen mit vielen setzen sich die NaturFreunde in 
den Bündnissen „Umverteilen – Reichtum besteuern“, 
„Hand in Hand gegen Rassismus“, „Aufstehen gegen 
Rassismus“ für eine solidarische Gesellschaft ein. 

Gesellschaftliche Strukturen erhalten – nicht 
zerstören 
Migrant*innen werden von völkischen und rassisti-
schen Politiker*innen für Probleme in der Gesell-
schaft verantwortlich gemacht, die in den letzten 
Jahren zugenommen haben: Soziale Ausgrenzung, 
fehlende bezahlbare Wohnungen und die zuneh-
mende Desintegration ganzer Stadtteile in den Groß-
städten.  

Mit dieser Debatte soll von den negativen Auswir-
kungen des neoliberalen Angriffs auf die soziale Infra-
struktur abgelenkt werden. Nicht Menschen mit Mig-
rationsgeschichte haben zu einer systematischen Zer-
störung sozialstaatlicher Strukturen geführt, sondern 
der neoliberale Umbau der Gesellschaft: 
• Der zunehmende Nationalismus, Rechtspopulis-

mus und die hohen Wahlergebnisse für rechte 
und faschistische Parteien sind vor allem auch 
eine Folge der neoliberalen Politik in den Staaten 
der EU, die durch ihre Ausrichtung auf die Stei-
gerung der Gewinne für die großen transnationa-
len Konzerne immer größere Teile der Menschen 
in die Perspektivlosigkeit stößt. Der „marktkon-
forme Mensch‘“, der nur seinen eigenen Erfolg im 
Blick hat, verliert die solidarischen und humani-
tären Ziele aus den Augen. Eine „marktkonforme 
Gesellschaft“ zerstört systematisch solidarische 
Strukturen und damit die Grundlagen für ein so-
lidarisches Zusammenleben der Menschen. 

• Die neoliberale Politik nimmt den Menschen ihre 
Zukunftsperspektiven. Menschen, die ihren Zu-
kunftsoptimismus verlieren, neigen dazu, rechte 
politische Positionen zu übernehmen, da sie eine 
vermeintliche „Sicherheit“ versprechen. 

• In gesellschaftlichen Milieus, in denen eine starke 
Verunsicherung gegenüber gesellschaftlichen Mo-
dernisierungsprozessen herrscht, da sie durch die 
kapitalistischen Modernisierungsprozesse mit einem 
gesellschaftlichen Abstieg rechnen, können Chauvi-
nismus, Rassismus und Fremdenfeindlichkeit zu-
nehmen, wenn sie keine gesellschaftlichen und 
politischen Alternativen angeboten bekommen. 

• Diese Menschen glauben den Aufstiegsversprechen 
moderner Gesellschaften nicht mehr und sehen 
durch die gesellschaftlichen Veränderungen ihren 
gesellschaftlichen Status gefährdet.  

• Nur mit einer starken politischen Linken, die ge-
sellschaftliche Perspektiven und Alternativen an-
bieten kann, lässt sich die Rechtsentwicklung auf-
halten. 

Gemeinsam gegen eine Verschiebung des 
gesellschaftlichen Diskurses nach rechts – für 
eine solidarische Gesellschaft 
Die NaturFreunde stellen sich den zunehmenden 
völkischen, reaktionären und rassistischen Positio-
nen entgegen. Seit ihrer Gründung stellen sich die 
NaturFreunde in die Tradition der Aufklärung und 
des solidarischen Humanismus.  

Wir NaturFreunde engagieren uns für die gerechte 
Gestaltung der Globalisierung. In diesem Sinne wer- 
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ben wir für eine Verbindung von sozialen Kämpfen 
und antirassistischer Arbeit. Gemeinsam mit Sozial-
verbänden, antirassistischen Initiativen und Gewerk-
schaften wollen wir Menschen unterschiedlicher Her-
kunft zusammenführen und gemeinsam für eine grund-
legende Veränderung der Gesellschaft eintreten. Inner-
halb der NaturFreunde bieten wir Räume für inter-
kulturellen Austausch und gesellschaftliche Diskurse. 

Im Rahmen ihrer Arbeit wollen sich die 
NaturFreunde für eine Veränderung der 
Gesellschaft einsetzen: 
• Die NaturFreunde beteiligen sich aktiv an gesell-

schaftlichen Bündnissen und Kampagnen, die 
sich für die Rechte von sozial Benachteiligten, 
Menschen mit Migrationsgeschichte und gegen 
Rassismus und Ausgrenzung einsetzen.  

• In allen Bündnissen und Demonstrationen, die von 
den NaturFreunden unterstützt werden, setzen 
sich die NaturFreunde dafür ein, dass für Men-
schen und Gruppen aus dem nationalistischen 
und antidemokratischen Spektrum kein Platz bei 
den Aktionen ist. Die NaturFreunde erteilen allen 
eine klare Absage, die Journalist*innen gewalt-
sam angreifen, Verschwörungsmythen, Hass oder 
gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit wie Rass-
ismus, Antisemitismus oder Sexismus verbreiten. 
An Bündnissen, in denen rechtspopulistische Ini-
tiativen, Parteien oder Organisationen offiziell teil-
nehmen können, werden sich die NaturFreunde 
nicht beteiligen. 

• Mitglieder und Funktionäre von rechtspopulisti-
schen und faschistischen Parteien, wie zum Bei-
spiel der AfD, werden nicht auf NaturFreunde-
Veranstaltungen eingeladen. Die Positionen der AfD 
und vergleichbarer rassistischer Organisationen 
sind unvereinbar mit den Grundsätzen und der 
Satzung der NaturFreunde. 

• Die NaturFreunde bekräftigen die Unvereinbar-
keit der gleichzeitigen Mitgliedschaft bei den Na-
turFreunden und in der AfD oder in anderen Or-
ganisationen mit fremdenfeindlichen und rassis-
tischen Positionen.  

• Die NaturFreunde werden ihre Informations- und 
Bildungsveranstaltungen zum Thema Antifaschis-
mus, Antirassismus und Rechtspopulismus inten-
sivieren. Durch Bildungs- und Informationsange- 

bot, die über Gefahren von Rechtspopulismus und 
Rassismus aufklären und informieren, wollen die 
NaturFreunde zu einer demokratischen Kultur bei-
tragen.  

• Die NaturFreunde werden in Zusammenarbeit mit 
der Kampagne „Aufstehen gegen Rassismus“ Aus-
bildungen zu „Stammtischkämpfer*innen“ anbie-
ten und damit Interessierten die Möglichkeit bieten, 
sich argumentativ auf gesellschaftliche Diskussi-
onen in Vereinen, Familie und im Bekanntenkreis 
vorzubereiten. 

• Unsere Räumlichkeiten, Häuser und Einrichtun-
gen sind offene Begegnungsräume für interkultu-
rellen Austausch. Sie bieten Schutz vor Verfol-
gung und Diskriminierung. In unseren Räumlich-
keiten und Veranstaltungen ist kein rassistisches, 
chauvinistisches und völkisches Gedankengut will-
kommen.  

• Gemeinsam mit den Ortsgruppen und Landesver-
bänden zeigen die NaturFreunde in ihrer alltägli-
chen Arbeit, dass sie offen sind für alle Menschen, 
die sich für die Ziele der Aufklärung und des Hu-
manismus einsetzen. In ihrer alltäglichen Praxis 
werden die NaturFreunde ihre integrativen An-
sätze weiterentwickeln, um noch mehr Menschen 
mit Migrationsgeschichte für die gemeinsame Arbeit 
zu gewinnen.  

• Die NaturFreunde wollen ihre geschichtspoliti-
sche Arbeit erweitern und die Verfolgung und Re-
pression von NaturFreund*innen in der Zeit des 
Faschismus aufarbeiten. Mit Gedenkveranstal-
tungen, wie zum Beispiel dem jährlichen Geden-
ken für Georg Elser, wollen die NaturFreunde an-
tifaschistische Geschichte für die nächsten Gene-
rationen lebendig erhalten. 

• Die sportlichen Aktivitäten der NaturFreunde sind 
ein wichtiges Angebot, in dem Demokratie, Viel-
falt, Inklusion und Zusammenarbeit gelebt wer-
den können. Die NaturFreunde werden ihre Ar-
beit für und mit Geflüchteten weiterhin fortsetzen. 

• Die NaturFreunde werden die Angebote der Fach-
stelle Radikalisierungsprävention und Engagement 
im Naturschutz (FARN) weiter ausbauen und In-
formationsveranstaltungen über rechtspopulisti-
sche und faschistische Einflüsse im Natur- und 
Umweltschutz durchführen. 

■■■ 
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Unterstützung von FARN 

Die Fachstelle für Radikalisierungsprävention und 
Engagement im Naturschutz (FARN) der NaturFreunde 
und der Naturfreundejugend leistet eine hervorra-
gende und kompetente Aufklärungsarbeit, die unver-
zichtbar ist.  

Angesichts der ökologischen Krisen steigt in der Ge-
sellschaft das Engagement für den Schutz von Natur 
und Klima. Das versucht eine neue extreme Rechte 
für ihre völkische Ideologie zu nutzen. Sie vertreten 
dabei durchaus auch Positionen und Arbeitsformen 
der Ökologiebewegung und behaupten – wie etwa 
Björn Höcke von der AfD –, das „wahre Grün ist Blau“. 

Natur- und Umweltschutz sind nicht unpolitisch. In 
der AfD und in anderen neurechten Organisationen 
wie der Identitären Bewegung nehmen die Bestre-
bungen zu, den Naturschutz für ihre Zwecke zu in-

strumentalisieren. Das geschieht durchaus wider-
sprüchlich, denn die AfD organisiert auch die Klima-
leugner und ist für die Atomenergie. Aber sie ver-
sucht vor allem im Naturschutz und im ländlichen 
Bereich, vornehmlich in der Landwirtschaft, ihren Ein-
fluss zu erweitern. 

Die NaturFreunde fordern die Bundesregierung, die 
Landesregierungen und weitere staatliche Stellen so-
wie entsprechende Stiftungen auf, die Arbeit von 
FARN zu unterstützen. Die völkische Ideologie und 
ihr Einfluss auf die Gesellschaft darf nicht unter-
schätzt werden. FARN braucht eine gesicherte Zu-
kunft. 

Übermittlung an demokratische Fraktionen im Deut-
schen Bundestag und in den Landtagen. 

■■■

Rechten Terror mit rechtsstaatlichen Mitteln und zivilgesellschaftlicher Stärke bekämpfen 

Die NaturFreunde fordern: 
• einen ganzheitlichen Ansatz zur Bekämpfung 

des Rechtsextremismus 
Um extremistische Umtriebe effektiv eindämmen 
zu können, müssen demokratische und rechts-
staatliche Kräfte auf allen Ebenen zusammenwir-
ken, auf kommunaler Ebene zum Beispiel durch 
ordnungsrechtliches Einschreiten bei rechtsextre-
men Veranstaltungen. 

• rechtsextreme Netzwerke zu zerschlagen 
Wo immer Rechtsextreme versuchen, organi-
sierte vereinsmäßige Strukturen zu nutzen, um 
die verfassungsmäßige Ordnung zu beschädigen, 
muss ihnen konsequent Einhalt geboten werden. 
Unabhängige Melde- und Beschwerdesysteme ge-
gen extremistische Tendenzen sind einzurichten. 

• Rechtsextreme konsequent zu entwaffnen 
Eine Verschärfung des Waffengesetzes muss ent-
schlossen vorangetrieben werden.  

• angegriffenen Demokrat*innen den Rücken zu 
stärken  
Die NaturFreunde beteiligen sich an der Allianz 
zum Schutz kommunaler Mandatsträger*innen. 

• Hass im Netz zu bekämpfen 
Die NaturFreunde stellen fest, dass das Internet 
in hohem Maße Bedeutung für Radikalisierungs-
prozesse, Rekrutierung und Mobilisierung hat. 

Ziel muss deshalb sein, strafrechtlich relevante 
Inhalte im Internet konsequent zu bekämpfen. 

• Verfassungsfeind*innen aus dem Öffentlichen 
Dienst zu entfernen 
Die NaturFreunde fordern eine konsequente Um-
setzung des zum 1. April 2024 in Kraft getretenen 
Bundesdisziplinarrechtes. In Nordrhein-Westfa-
len und Hessen gab es Anzeichen rechtsextremer 
Netzwerke in Polizeistrukturen, die unter ande-
rem gegen prominente Politiker*innen wie Nancy 
Faeser, Janine Wissler und Anwält*innen agier-
ten, als diese die Rechtsvertretung der Opferfami-
lien des NSU wahrnahmen. Hier sind die Landes-
regierungen aller Bundesländer aufgefordert Maß-
nahmen zu ergreifen, ihre Beamt*innen gegen 
rechtsextreme Beeinflussung zu schulen und bei 
Neueinstellungen auf eine uneingeschränkte Grund-
gesetztreue zu achten. 

• einen Sport mit Haltung – gegen Rechtsextre-
mismus 
Die NaturFreunde wandern, fahren Rad und be-
treiben Berg-, Kanu- und Schneesport. Bei all die-
sen Aktivitäten achten sie darauf, dass gesell-
schaftliche Fehlentwicklungen wie Rechtsextre-
mismus, Antisemitismus und andere Formen 
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit nicht 
vorkommen.  ■■■ 
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Für Demokratie und Solidarität – Demokratieprojekte sichern 

Die NaturFreunde setzen sich für eine Stärkung der 
Demokratieförderung auf allen Ebenen ein. Dazu 
stärken sie die innerverbandliche Demokratieförde-
rung (zum Beispiel durch Fort- und Weiterentwick-
lung der Stärkenberater*innenausbildung und Ent-
wicklung demokratischer Partizipationsmöglichkei-
ten innerhalb des Verbandes).  

Gleichzeitig werden Bundes-, Landes- und Kommu-
nalparlamente aufgefordert, Projekte der Demokra-
tiebildung angemessen und fortlaufend zu finanzie-
ren und zu unterstützen. Ehrenamtliches Engagement 
in Vereinen und Verbänden muss durch bessere 
Rahmenbedingungen insgesamt attraktiver gemacht 
werden.  

Der Bundestag wird aufgefordert, das Gemeinnützig-
keitsrecht zu ändern. Es muss klargestellt werden, 
dass gemeinnützige Organisationen sich auch zu all-
gemeinpolitischen Fragen äußern können, ohne den 
Verlust ihrer Gemeinnützigkeit fürchten zu müssen. 

Nur so können diese ein wichtiger Akteur für die Be-
wahrung von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und 
Menschenrechten in der Zivilgesellschaft sein und 
bleiben. 

Die NaturFreunde fordern den Deutschen Bundestag 
dazu auf, den im Jahr 2024 vorgelegten Gesetzent-
wurf zur Demokratieförderung zu verabschieden und 
damit die Absicherung der Förderung von Demokratie-
projekten zu sichern.  

Der Bundesvorstand wird aufgefordert, sich entspre-
chend einzusetzen sowie die durch die Programme 
„Zusammenhalt durch Teilhabe“ (ZdT) und „Demo-
kratie leben“ geförderten ehrenamtlichen und haupt-
amtlichen Projekte in der Verbandsentwicklung stra-
tegisch aufzunehmen und durch politische Lobbyar-
beit zu stärken. 

Übermittlung an demokratische Fraktionen im Deut-
schen Bundestag. 

■■■

Angriff auf NGOs = Angriff auf die Demokratie 

Die NaturFreunde Deutschlands wehren sich gegen 
die gezielten Angriffe von CDU/CSU auf Bundes- und 
vereinzelt auf Länderebene gegen das politische En-
gagement von Nichtregierungsorganisationen (NGOs), 
die sich kritisch mit einzelnen Parteipositionen aus-
einandersetzen und sich mit ihrer Haltung aktiv in 
die politische Diskussion einbringen. 

Es wird dabei insbesondere seitens der Unionspartei 
der irreführende Eindruck erweckt, dass „politische 
Neutralität“ mit „parteipolitischer Unabhängigkeit“ 
gleichzusetzen sei. Mehr noch: Es wird mit dem Ent-
zug der öffentlichen Förderung gedroht. Dies kann 
als Angriff auf die öffentliche Meinungsbildung und 
somit auf eine wichtige Basis unserer demokrati-
schen Verfassung gewertet oder in Trumpscher Manier 
als Einschüchterungsversuch verstanden werden. 
Vereine werden in ihrer demokratischen Teilhabe an 
der gesellschaftlichen Debatte gehindert oder zumin-
dest verunsichert. 

Wir NaturFreunde bekennen uns zu unserer partei-
politischen Neutralität, zum demokratischen Rechts-
staat, wehren uns (aus leidvoller Vereinsgeschichte 
während der NS-Diktatur) gegen Feinde der Demo-
kratie, setzen uns für Frieden und Völkerverständi-
gung sowie für einen zukunftsweisenden Umwelt- 
und Klimaschutz ein. 

Wir fordern den Bundesvorstand sowie die Natur-
Freunde-Landesverbände auf, sich durch solche par-
teipolitisch motivierten Kampagnen nicht einschüch-
tern zu lassen, die in der Satzung verankerten politi-
schen Werte und Ziele weiterhin öffentlich aktiv zu 
vertreten und sich gegen derartige Angriffe auf die 
politische Willensbildung/Positionierung mit ande-
ren NGOs aktiv zur Wehr zu setzen.  

■■■ 
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Warnung vor neuer rechter Zusammenarbeit 

Die NaturFreunde sehen das Erstarken der Rechts-
extremen – wie zuletzt bei der Bundestagswahl – mit 
großer Sorge. Es darf nicht sein, dass sich nach den 
historischen Erfahrungen nationalistisches Gedan-
kengut in der Öffentlichkeit und den Parlamenten 
breitmacht.  

Letzteres liegt auch daran, dass die traditionellen 
Volksparteien immer weniger ihrem Anspruch ge-
recht werden, den Menschen Sicherheit, Zukunfts-
mut und Fortschritt zu vermitteln. Die Welt verän-
dert sich, die traditionellen Wachstumskonzepte 
funktionieren immer weniger, aber die Politik bleibt 
im Alten stecken, ja demontiert sich selbst – wie in 
der Friedenspolitik. 

Sicher gibt es handfeste Gründe für Kritik, Unzufrie-
denheit und Ungerechtigkeit, aber sie sind kein be-
rechtigter Grund, die rechtsextreme AfD zu wählen. 
Im Gegenteil: Das verstärkt die Reformunfähigkeit 
unseres Landes und gibt rassistisch-nationalistischen 
Kräften einen Nährboden. Doch die Grenzen zwi-
schen der AfD und anderen Parteien, insbesondere 
dem rechten Flügel in den Unionsparteien, scheinen 
allen öffentlichen Bekundungen zum Trotz geringer 
zu werden. Es gibt vor Ort bereits unterschiedliche 
Formen einer Annäherung.  

Die Öffnung zur AfD bedeutet jedoch eine Öffnung 
zu völkischen, biologistischen und nationalistischen 

Ideen. Aus der Geschichte wissen wir, wohin das 
führen kann. Das Erstarken der AfD zeigt auch eine 
erschreckende Geschichtsvergessenheit.  

Die NaturFreunde kritisieren insbesondere die 
schleichende Auflösung der Abgrenzung von Teilen der 
CDU/CSU von der AfD, was sich bei der gemeinsamen 
Abstimmung im Bundestag zur Migrationspolitik ge-
zeigt hat. Führende Unionspolitiker wie Jens Spahn 
und Johann Wadephul fordern eine „Normalität“ im 
Umgang mit der AfD, in einigen kommunalen Glie-
derungen kommt es zu einer Zusammenarbeit. 

Die NaturFreunde sehen diese Entwicklung mit 
Schrecken. Die Verschiebung hin zum Rechtsextre-
mismus wird auch im falschen Umgang mit politi-
schen Herausforderungen gefördert. In der program-
matischen Entleerung liegt neben handfesten Macht-
interessen ein wesentlicher Grund für den Aufstieg 
des Rechtsextremismus. 

Wir fordern nicht nur eine klare Brandmauer gegen 
die AfD und andere rechtsextreme Parteien, wir for-
dern auch eine Bildungsoffensive gegen völkisches 
Denken. Unsere Gesellschaft muss aus tiefer Über-
zeugung Nein sagen zu einer Wiederholung der Feh-
ler der deutschen Geschichte.  

■■■ 
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4. Anträge zur Organisation 

Verbandsentwicklung 

Unsere Zeitenwende – NaturFreunde stärken! 

In den letzten Jahren sind wir gemeinsam viele 
Schritte in der Entwicklung unseres Verbandes ge-
gangen und haben dabei auch die Stärken erkannt: 
• unsere Stärke – das vielfältige ehrenamtliche En-

gagement; 
• unsere Stärke – unsere Häuser; 
• unsere Stärke – unser Natursport; 
• unsere Stärke – unsere vielfältigen kulturellen Ak-

tivitäten; 
• unsere Stärke – unser Einsatz für Frieden; 
• unsere Stärke – unser Einsatz für die Natur; 
• unsere Stärke – unser Einsatz für Vielfalt und De-

mokratie; 
• unsere Stärke – unser solidarisches Miteinander; 
• unsere Stärke – unsere Kontinuität und Geschichte. 

Das bedeutet natürlich nicht, dass wir nicht auch 
Schwächen haben und viele unserer Stärken im All-
tag unseres Verbandslebens immer wieder neu er-
kannt und weiterentwickelt werden müssen.  

Deshalb bleibt Verbandsentwicklung und Mitglieder-
gewinnung unsere gemeinsame Aufgabe: in den Orts-
gruppen, in den Bezirken, in den Landesverbänden 
und auf Bundesebene.  

Verbandsentwicklung und Mitgliedergewinnung 
bleibt unsere Aufgabe 
Schon beim letzten Bundeskongress hatten wir die 
Schwerpunkte unserer Verbandsentwicklung identi-
fiziert: 
• Wir wollen das „Wir-Gefühl NaturFreunde“ stärken. 
• Wir wollen den Netzwerkansatz weiterentwickeln 

und ausbauen. 
• Wir wollen unser Ehrenamt stärken. 
• Wir wollen uns zu einem geschlechtergerechten 

und diversitätsbewussten Verband entwickeln. 
• Wir wollen neue Mitglieder für die NaturFreunde 

gewinnen. 

Diese Zielsetzungen gelten weiterhin. Aufgabe in den 
nächsten Jahren wird sein, die begonnenen Ansätze 
fortzuführen und, wo nötig, auch weiterzuentwickeln. 

Die Förderung beziehungsweise Stärkung der Netz-
werke der NaturFreunde bleibt dabei auf allen Ebe-
nen (Fachbereiche, Ortsgruppen, Landesverbände und 
Bundesebene) eine wichtige Aufgabe der Verbands-
entwicklung. Digitale Formate in der Zusammenarbeit 
unterstützen diese Ansätze und machen kurzfristige 
Abstimmungen möglich.  

So sollen beispielsweise die Unterlagen für Bundes-
kongresse und -ausschüsse in Zukunft primär digital 
zur Verfügung gestellt werden. Bei der Anmeldung für 
den Bundeskongress wird eine Auswahl für den Er-
halt der Kongressunterlagen ergänzt, hierbei kann der 
zusätzliche traditionelle Erhalt der Unterlagen in Pa-
pierform ausgewählt werden. Darüber hinaus soll auf 
Veranstaltungen wie dem Bundesausschuss und dem 
Bundeskongress das von der Naturfreundejugend etab-
lierte Tool Antragsfreundin verwendet werden. 

Aus einer solchen Kooperation zwischen den Orts-
gruppen, den Fachbereichen, den Landesverbänden 
et cetera kann Nähe hergestellt werden, können ge-
meinsame Arbeitsformen sowie Projekte oder Kam-
pagnen getragen werden. Das gemeinsame Handeln 
stärkt unser „Wir-Gefühl NaturFreunde“. 

Darüber hinaus können auch Nichtmitglieder einbe-
zogen werden, sodass der Kreis der Unterstützer*innen 
sowie der Ideengeber*innen der NaturFreunde stetig 
erweitert werden kann. 

Unser Auftrag  
Aus den Erfahrungen der letzten Jahre folgern wir: 
1. Wir können auf Bundesebene nach außen hin nicht 

alle inhaltlichen Themen bedienen. Wir müssen 
uns deshalb fokussieren. Die Themen dabei sind: 
a. Die NaturFreunde als Freizeit- und Sportver-

band. Bewegung in der Natur und darüber 
auch Achtung vor der Natur und ihrer Viel-
falt zu vermitteln, ist mehr als Tradition. Es 
ist Kernthema der NaturFreunde. 

b. Die NaturFreunde als Kultur- und Bildungs-
verband. 



27 

c. Unsere Naturfreundehäuser als Stätten der 
Begegnung und der Nachhaltigkeit. 

d. Frieden, Klimaschutz und Nachhaltigkeit als 
Voraussetzung für ein gutes Leben der Mensch-
heit. Hier setzen wir auf Aufklärung und Aktion. 

e. Der Kampf um eine vielfältige, solidarische, 
demokratische Gesellschaft.  

f. Unser Verband als internationale Organisa-
tion. 

2. Mitglieder gewinnen und halten: Mitgliederge-
winnung ist das eine, Mitglieder halten und ak-
tivieren das andere. Die Kampagne 100.000 (Sag 
ja – NaturFreunde) setzen wir fort. Ziel ist, dass 
die Mitgliedergewinnung in allen Gliederungen 
verankert ist, dass Mitglieder neue Mitglieder ge-
winnen. Wir wollen dabei die Vorschläge der Be-
gleitgruppe zur Kampagne 100.000 aktiv aufgrei-
fen und umsetzen. 

3. Daneben gilt es Mitglieder zu halten, indem wir 
sie aktiv auf unsere Angebote ansprechen und 
unsere Werte durch gemeinsames Erleben ver-
mitteln.  

4. Moderne Verbandsarbeit weiterentwickeln: Mit 
den Stärkenberater*innen haben wir circa 400 
Ehrenamtliche, die insbesondere in den Orts-
gruppen unterstützend wirken können; sei es 
bei der Demokratiebildung, der Entwicklung von 
neuen Arbeitsweisen oder wie wir gemeinsam 
einen möglichst diskriminierungsfreien Raum 
schaffen, in dem sich alle willkommen und res-
pektiert fühlen. Wir unterstützen den Aufbau der 
neuen Bundesfachgruppe Stärkenberatung. 

5. Voneinander lernen: In den vergangenen Jahren 
haben wir viele gute Beispiele für eine erfolgrei-
che Ortsgruppenarbeit gesammelt. Diese gilt es 
zu nutzen. 

6. Strukturen überdenken: Traditionell arbeiten 
die NaturFreunde in Ortsgruppen, Bezirken und 
Landesverbänden. Zumeist sind die Ortsgrup-
pen als eingetragener Verein organisiert, was be-
stimmte Regularien bedeutet, die einzuhalten 
sind. Wir wollen Vorschläge entwickeln, wie 
Ortsgruppen mit anderen Organisationsformen 
und weniger Regularien organisiert werden kön-
nen, zum Beispiel in einem Landkreis oder einer 
Region. 

7. Unsere Naturfreundehäuser erhalten und weiter-
entwickeln – als Orte der Begegnung und Nach-
haltigkeit: Die knapp 400 Häuser der Natur-
Freunde in Deutschland bieten kostengünstige 
Übernachtungen und Verpflegung für Familien, 
Klassenfahrten, Kindertagesstätten, Vereine oder 
Betriebe. Selbstverständlich finden auch Wan-
dernde, Biker*innen oder sonstige Natursport-
ler*innen hier eine Bleibe. Die Herausforderun-
gen der Naturfreundehäuser sind so unterschied-
lich wie ihre örtliche Lage und ihre Betriebs-
form. Mit unseren Seminaren geben wir die 
Möglichkeit der Fortbildung und des Austau-
sches. Finanziell unterstützen wir die häuserbe-
sitzenden Gliederungen mit Liquiditätshilfen 
und mit der Einforderung von staatlichen Förder-
mitteln, insbesondere zur (energetischen) Sanie-
rung und Modernisierung der Naturfreundehäu-
ser. Gemeinsam ist allen Naturfreundehäusern, 
dass sie Orte der Umweltbildung, der Erlebnis-
pädagogik, der Demokratiebildung und des Res-
pektes sind. Die Naturfreundehäuser arbeiten mit 
unterschiedlichen Gruppen zusammen, seien es 
Gewerkschaften, Schulen, Gemeinden, Kinder-
tagesstätten oder auch andere Vereine.  
Unsere Naturfreundehäuser sind ein Alleinstel-
lungsmerkmal. Gäbe es sie nicht, müssten sie 
erfunden werden. 

8. Zur modernen Verbandsarbeit gehört auch, die 
Möglichkeiten der Digitalisierung und der Sozia-
len Medien besser zu nutzen. 

9. Der Bundeskongress gründet unter Zusammen-
arbeit der Bundesgruppe, aller Landesverbände, 
Fachbereiche, Fachgruppen und der Naturfreunde-
jugend ein Gremium, das nachvollziehbare Auf-
gaben und Ziele entwickelt, welche monitort und 
im Bundesausschuss berichtet werden. Gerade 
die Landesverbände werden dringend dazu auf-
gerufen sich an dieser Arbeit mit ihrer Expertise 
zu beteiligen. 

10. Der Bundesausschuss wird auf zukünftig einen 
festen TOP zur Evaluation des Standes der Um-
setzung dieses Antrags aufnehmen. 

Lasst uns gemeinsam unsere NaturFreunde-Bewe-
gung stärken! 

■■■ 
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Benennung einer*eines Antidiskriminierungsbeauftragten 

Der Bundeskongress befürwortet die Ernennung einer 
Person, möglichst mit theoretischer und praktischer 
Expertise bezogen auf Antidiskriminierungsarbeit und 
das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG), zur* 
zum Antidiskriminierungsbeauftragten auf Bundes-
ebene. 

Die konkrete Umsetzung und Festlegung der Aufga-
ben erfolgt auf Vorschlag des Bundesvorstandes und 
der AG Awareness durch den Bundesausschuss. 

■■■ 

Aufnahme der NaturFreunde in den DOSB 

Die NaturFreunde-Landesverbände schaffen die Vo-
raussetzungen für einen Beitritt des Bundesverban-
des zum Deutschen Olympischen Sportbund (DOSB). 

Notwendig für eine Aufnahme ist die Mitgliedschaft 
von mindestens acht Landesverbänden (Hälfte der 
Bundesländer) im jeweiligen Landessportbund (LSB) 
beziehungsweise Landessportverband (LSV). Dazu 
prüfen die NaturFreunde-Landesverbände ihre Mög-
lichkeiten für die Aufnahme in den jeweiligen Lan-
desorganisationen.  

Der Bundeskongress fordert die Landesverbände der 
NaturFreunde Deutschlands auf, mit den jeweiligen 
Landessportbünden (LSB) in Gespräche über einen 
Beitritt des NaturFreunde-Landesverbandes zum Lan-
dessportbund einzutreten.  

Der Bundesvorstand wird aufgefordert, die Landes-
verbände in dieser Angelegenheit (weiterhin) inten-
siv zu beraten und zu unterstützen. 

Der Bundesvorstand unterstützt die Aufnahme in 
den DOSB aktiv. Bis spätestens zum nächsten Bun-
deskongress soll die Aufnahme in den DOSB erreicht 
sein. 

Folgende konkrete Maßnahmen werden eingeleitet:  
1. Einrichtung einer thematischen Arbeitsgruppe 

mit einer vom Bundesvorstand beauftragten Pro-
jektleitung; 

2. Abfrage der relevanten Informationen durch die 
NaturFreunde-Landesverbände beim jeweiligen 
LSB beziehungsweise LSV zur Aufnahme der Na-
turFreunde bis Ende 2025:  
a. Klärung von Kosten und finanziellem Nut-

zen (Vergleich der zu zahlenden Beiträge mit 
zugänglichen Zuschüssen und Investitions-
mitteln); 

b. Klärung weiterer Vor- und Nachteile für den 
jeweiligen Landesverband wie zum Beispiel 
Zugang zu LSB/LSV-Veranstaltungen, Auswir-
kungen auf die NaturFreunde-Verbandsver-
sicherung, Zugänge zu Sport-, Umwelt- und 
Naturschutz-ausgerichteten Gremien, Teil-
nahmemöglichkeit an Förderprogrammen, 
Aufnahme in relevante Verteiler durch Be-
hörden und andere Institutionen; 

3. Regelmäßige Berichterstattung sowie Diskussion 
im Bundesausschuss; 

4. Der Bundesvorstand tritt als Bindeglied zwi-
schen den Landesverbänden und den Entschei-
der*innen im DOSB auf und koordiniert die An-
forderungen beider Seiten. 

■■■ 



29 

Sozial-ökologisches Wandern 

Die Idee des sozialen Wanderns gehört zur Ge-
schichte der NaturFreunde. Sie ist die Verbindung 
von Freizeit- und Sportaktivitäten mit der Bildungs-
arbeit des Verbandes. 

Der Bundesvorstand richtet eine Arbeitsgruppe ein 
mit dem Ziel, diese Tradition neu zu beleben. Dazu 
gehören Wanderungen, an denen zum Beispiel über 
die Ziele der NaturFreunde oder über wichtige ge-
sellschaftliche Fragen wie Abrüsten und Friedenspo-
litik oder die Klimakrise informiert wird. Denkbar 
sind solche Wanderungen nicht nur von Ortsgrup-
pen, sondern auch von Bezirken und Landesverbän-
den. Entsprechende Materialen sollen zur Schulung 
und Vertiefung bereitgestellt werden, auch sollen 
entsprechende Vorlagen für die sozialen Medien er-
stellt werden. 

Soziales Wandern ist auch ein Beitrag zur Wertschät-
zung der Natur, die als Ort der Schönheit, der Erho-
lung und des Nachdenkens verstanden wird. Die Natur 
ist kein freies Gut, deshalb erklären wir, was Natur-
schutz ist und bedeutet. Wir sehen die Natur nicht 
als großen Abenteuerspielplatz unter dem Einfluss 
kommerzieller Anbieter*innen.  

Die NaturFreunde können Gebietspatenschaften über-
nehmen, in denen die menschlichen Aktivitäten ein-
gebettet sind als Teil des Ganzen und wir einen Bei-
trag zum Abbau des Vollzugsdefizits im Naturschutz 
leisten. Wir verkaufen die Natur nicht, sondern er-
klären sie und versuchen, eins mit ihr zu sein. 

■■■ 

Aufbau eines NaturFreunde-Ideen-Pools 

Zur weiteren Unterstützung der fachlichen Arbeit der 
Ortsgruppen, Bezirke und Landesverbände wird der 
auf Bundesebene bestehende Ideen-Pool weiter aus-
gebaut und begleitet. 

Ziel eines solchen fachlichen Netzwerkes ist es, die 
Ortsgruppen, Bezirke und Landesverbände in ihrer 

inhaltlichen Arbeit vor Ort zu unterstützen und die 
Attraktivität der örtlichen Angebote noch mehr als 
bisher zu erhöhen. Die Ortsgruppen, Bezirke und 
Landesverbände helfen beim Aufbau durch Meldung 
entsprechender Ideen. 

■■■ 
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Verbandskommunikation 

Optimierung von Sponsoring und Kooperationen bei den NaturFreunden 

Der Bundesvorstand schafft einheitliche Standards 
und klare Rahmenbedingungen für Sponsoring und 
Kooperationen mit Partnerfirmen, um eine entspre-
chende Zusammenarbeit zu professionalisieren und 
auszubauen. 

Das beinhaltet folgende Maßnahmen: 
1. Wertekanon entwickeln: Leitlinien zu Nachhal-

tigkeit, sozialer Verantwortung und ethischem 
Engagement für Partnerfirmen festlegen; 

2. Ein- und Ausschlusskriterien definieren: Krite-
rien wie Umweltbewusstsein, faire Arbeitsbe-
dingungen und Transparenz bei der Produktion 
ausarbeiten; 

3. Rahmen für Gegenleistungen klären: Erwartungs-
abstimmung mit Partnerfirmen, zum Beispiel für 

die Platzierung von Logos auf Websites, in Print-
medien und Social Media sowie die Unterstüt-
zung bei Veranstaltungen; 

4. Steuerliche Rahmenbedingungen prüfen: Klä-
rung, wie Kooperationen finanziell und rechtlich 
sicher umgesetzt werden können; 

5. Kommunikation verbessern: Richtlinien für Trans-
parenz und regelmäßige Berichterstattung über 
die Partnerschaften etablieren. 

Bis zum nächsten Bundeskongress sollen Standards 
und Rahmenbedingungen für eine nachhaltige Spon-
soringpraxis entwickelt werden und erste Kooperati-
onen eingeleitet worden sein. 

■■■ 
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Verbandsfinanzierung 

Festsetzung der Bundesbeiträge ab 1.1.2030 

Die Höhe des an die Bundesgruppe (inklusive Natur-
Freunde Internationale) abzuführenden Beitragsan-
teils für Mitglieder (natürliche Personen) beträgt ab 
dem 1.1.2030: 

E = 34,00 Euro 
F = 51,00 Euro 
K/J = 17,00 Euro 

Die Bundesgruppe wird unmittelbar nach dem Bundes-
kongress 2025 organisatorische Vorkehrungen treffen, 

um gemeinsam mit den Landesverbänden eine mit-
telfristige Finanzplanung zu entwickeln. Hierbei sol-
len die Aufteilung der Aufgaben zwischen den Ebe-
nen sowie mögliche Fokussierungen auf Arbeitsfelder 
dem Bundesausschuss vorgeschlagen werden. Über 
die Entwicklung und Wirksamkeit der Maßnahmen 
wird es ein fortlaufendes Monitoring zu den folgen-
den Bundesausschüssen geben. 

■■■ 

Mitgliedsbeitrag im ersten Jahr und Mitgliedschaftsnachweis 

Für neue Mitglieder soll im Aufnahmejahr der Mitglieds-
beitrag quartalsgenau berechnet werden. Das be-
deutet: Wer im April eintritt, zahlt für drei Quartale; 
im Eintrittsjahr also lediglich drei Viertel des Jahres-
beitrags. Beim Austritt im Jahresverlauf bleibt dage-
gen die Beitragspflicht in vollem Umfang bestehen.  

Es soll einen digitalen Mitgliedschaftsnachweis neben 
dem NaturFreunde-Ausweis geben. 

[Zusatzinformationen zur Dokumentation: 
Der 31. Bundeskongress hatte Anträge, welche Ände-
rungen der Beitragsstruktur betrafen, an die Arbeits-

gruppe (AG) Beitragsstruktur überwiesen. Die AG ar-
beitete daraufhin eine mit dem Bundesausschuss ab-
gestimmte Liste für Änderungen ab und formulierte 
unter anderem obige Empfehlungen. Zudem empfahl 
die AG die vom 31. Bundeskongress überwiesenen 
Anträge D – 2, D – 3, D – 4, D – 5 und D – 6 nicht zu 
verabschieden.  

Diese Empfehlungen der AG Beitragsstruktur wurden 
vom Bundesausschuss übernommen, dem 32. Bun-
deskongress zur Annahme empfohlen und schließ-
lich genau so beschlossen.] 

■■■ 
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Anpassung der Entwicklungsabgabe Häuserwerk 

Der Bundeskongress stimmt einer bereits von der 
Bundeshäuserkonferenz beschlossenen Erhöhung der 
Entwicklungsabgabe Häuserwerk ab dem Jahr 2027 zu. 

Die Entwicklungsabgabe Häuserwerk wird von 30 
Cent auf 70 Cent brutto pro Übernachtung im Natur-
freundehaus erhöht. Die Anpassung gilt zudem pro-
zentual im gleichen Umfang für sogenannte Umsatz-
häuser (Naturfreundehäuser [NFH] ohne Übernach-
tungsangebot) sowie für vermietete Dauerstellplätze. 
Eine Ausnahme bilden die Umsatzhäuser mit einem 
Jahresumsatz unter 5.000 Euro: Für sie gibt es keine 
Erhöhung. 

Folgende Abgaben sollen ab 2027 gelten: 
seit 2006 ab 2027 
NFH mit Übernachtungsangebot (Ü)  

je Übernachtung: 0,30 € 0,70 € 

NFH ohne Ü – nach Umsatz  

bis 4.999,99 €: 50,00 € 50,00 € 

5.000,00–14.999,99 €: 100,00 € 240,00 € 

15.000,00–29.999,99 €: 150,00 € 350,00 € 

30.000,00–99.999,99 €: 250,00 € 590,00 € 

ab 100.000,00 €: 350,00 € 820,00 € 

Dauerstellplätze  

pro Jahr: 15,00 € 35,00 € 

(alle Beiträge inklusive Mehrwertsteuer) 
■■■ 
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Zusammensetzung des Bundesvorstandes 

Bundesvorsitzender 
 Michael Müller Düsseldorf, Nordrhein-Westfalen 

Stellvertretende Bundesvorsitzende 

 Yannick Kiesel Berlin 
 Hans-Gerd Marian Erfurt, Thüringen 
 Janeta Mileva Berlin 
 Regina Schmidt-Kühner Karlsruhe, Baden 
 Tilmann Schwenke Wilthen, Sachsen 

Kassierer 

 Uwe Hiksch Berlin 

Vorstandsmitglied für Naturschutz, Umwelt und Sanfter Tourismus 

 Joachim Nibbe Cuxhaven 

Vorstandsmitglied für Kultur und Bildung 

 Janeta Mileva Berlin 

Vorstandsmitglied für Natursport und Wandern 

 N.N.  

Vorstandsmitglied für Naturfreundehäuserwerk und Häuserarbeit 

 Gabi Rolland Freiburg, Baden 

Vertreter der Naturfreundejugend Deutschlands 

 Tim Flinspach Augsburg, Bayern 

Bundesgeschäftsführerin (mit beratender Stimme) 

 Maritta Strasser 




